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17. Wahlperiode 


Drucksache 1 7/8728 


24 . 02.2012 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Eurojust-Gesetzes 


A. Problem und Ziel 

Mit dem Gesetz soll der Beschluss 2009/426/JI des Rates vom 16. Dezember 
2008 zur Stärkung von Eurojust und zur Änderung des Beschlusses 2002/187/ 
JI über die Errichtung von Eurojust zur Verstärkung der Bekämpfung der 
schweren Kriminalität (ABI. L 138 vom 4.6.2009, S. 14) in nationales Recht 
umgesetzt werden. 

Zudem soll eine Umsetzung des Beschlusses 2008/976/JI des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das Europäische Justizielle Netz (ABI. L 348 vom 
24.12.2008, S. 130) erfolgen. 


B. Lösung 

Der Beschluss 2009/426/JI des Rates vom 16. Dezember 2008 zur Stärkung 
von Eurojust und zur Änderang des Beschlusses 2002/1 87/JI über die Errich- 
tung von Eurojust zur Verstärkung der Bekämpfung der schweren Kriminalität 
soll durch Änderungen im Eurojust-Gesetz umgesetzt werden. 

Im Hinblick auf die Anwendbarkeit des Beschlusses 2008/976/JI des Rates 
vom 16. Dezember 2008 über das Europäische Justizielle Netz soll eine klar- 
stellende Regelung in das Eurojust-Gesetz aufgenommen werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für den Bund und für die Länder inklusive Kommunen fallen keine Haushalts- 
ausgaben ohne Erfüllungsaufwand an. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleinere und mittlere Unternehmen, ent- 
steht kein Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Verwaltung auf Bundes- und Landesebene wird mit insgesamt nicht näher 
bezifferbarem Erfüllungsaufwand belastet. 

Ein etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln durch zusätzlichen Er- 
füllungsaufwand für den Bund soll im Einzelplan des Bundesministeriums der 
Justiz ausgeglichen werden. 


F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten fallen nicht an. Auswirkungen auf Einzelpreise und das allge- 
meine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, [ij Februar 2012 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Eurojust-Gesetzes 
mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 892. Sitzung am 10. Februar 2012 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Eurojust-Gesetzes 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Eurojust-Gesetzes 

Das Eurojust-Gesetz vom 12. Mai 2004 (BGBl. 1 S. 902) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§ 3 Aufgaben des nationalen Mitglieds; Dienstver- 
kehr“. 

b) Nach der Angabe zu § 4 werden die folgenden Anga- 
ben eingefügt: 

„§ 4a Verwaltung von Arbeitsdateien und Index 
durch das nationale Mitglied 

§ 4b Zugang zu Index und Arbeitsdateien durch 
Eurojust- Anlaufstellen; Verordnungsermächti- 
gung 

§ 4c Weitergabe von Infomiationen durch Eurojust- 
Anlaufstellen 

§ 4d Zugriff auf Indexdatensätze und Arbeits- 
dateien des nationalen Mitglieds durch andere 
als deutsche Stellen“. 

c) Die Angaben zu den §§ 5 und 6 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„§ 5 Ersuchen und schriftliche Stellungnahmen des 
Kollegiums und Ersuchen des nationalen Mit- 
glieds 

§ 6 Unterrichtung des nationalen Mitglieds durch 
die zuständigen deutschen Behörden“. 

d) ln der Angabe zu § 12 wird die Angabe „Artikel 27 
Abs. 6“ durch die Wörter „Artikel 26a Absatz 9“ er- 
setzt. 

e) Die Angabe zu § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 Europäisches Justizielles Netz in Strafsachen“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „(ABI. EG Nr. 
L 63 S. 1)“ durch die Wörter „(ABI. L 63 vom 
6.3.2002, S. 1), der durch den Beschluss 2009/426/Jl 
(ABI. L 138 vom 4.6.2009, S. 14) geändert worden 
ist,“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „mindestens zwei 
Jahre“ durch die Wörter „mindestens vier Jahre“ 
ersetzt, und vor dem Punkt am Ende werden die 
Wörter „; bekleidet das nationale Mitglied das 
Präsidenten- oder Vizepräsidentenamt von Euro- 
just, muss die Amtszeit mindestens so lange dau- 
ern, dass das nationale Mitglied dieses Amt wäh- 
rend der gesamten Amtszeit, für die es gewählt 
wurde, wahmehmen kann“ eingefügt. 


bb) ln Satz 2 werden vor dem Punkt am Ende die 
Wörter „; der Rat der Europäischen Union ist zu- 
vor von der Abberufung und von den Gründen 
hierfür zu unterrichten“ eingefügt. 

cc) ln Satz 3 wird nach dem Wort „Eine“ das Wort 
„mehrfache“ eingefügt. 

dd) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Im Fall der Wiederbenennung kann die Dauer 
der Amtszeit von Satz 1 abweichen; Satz 1 zwei- 
ter Halbsatz bleibt unberührt. Eine vorzeitige 
Abberufung ist abweichend von Satz 1 möglich, 
wenn das nationale Mitglied im Namen von 
Eurojust als Verbindungsrichter oder -richterin 
oder als Verbindungsstaatsanwalt oder -Staats- 
anwältin an Drittstaaten entsandt wird.“ 

3 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Angabe „Artikel 2 Abs. 2“ 
durch die Wörter „Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b“ 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Aus dem Kreis der unterstützenden Personen 
benennt das Bundesministerium der Justiz im Beneh- 
men mit den Landesjustizverwaltungen die Personen, 
die nach Artikel 2 Absatz 5 des Eurojust-Beschlusses 
zur Vertretung des nationalen Mitglieds berechtigt 
sind.“ 

c) ln Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „§ 1 Abs. 2 
Satz 2 und 3“ durch die Wörter „§ 1 Absatz 2 Satz 2 
erster Halbsatz und Satz 3“ ersetzt. 

d) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Nationale Sachverständige im Sinne von 
Artikel 30 Absatz 2 Satz 4 des Eurojust-Beschlusses, 
die das nationale Mitglied unterstützen, unterliegen 
bei der Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben 
nach Maßgabe der Durchführungsbestimmungen von 
Eurojust den fachlichen Weisungen des nationalen 
Mitglieds. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Aufgaben des nationalen Mitglieds; Dienstverkehr“. 

b) Dem Wortlaut werden die folgenden Absätze 1 bis 3 
vorangestellt: 

„(1) Das nationale Mitglied nimmt die ihm nach 
dem Eurojust-Beschluss übertragenen Aufgaben 
wahr. Aufgaben im Sinne der Artikel 9b und 9e des 
Eurojust-Beschlusses nimmt das nationale Mitglied 
als zuständige nationale Behörde im Sirme von 
Artikel 9a Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses wahr. 
In dieser Eigenschaft kann das nationale Mitglied 
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1 . Ersuchen, welche die justizielle Zusammenarbeit 
in Strafsachen mit Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union betreffen, entgegennehmen, weiter- 
leiten, ihre Bearbeitung unterstützen und zusätz- 
liche Informationen dazu erteilen; das nationale 
Mitglied unterrichtet die zuständigen deutschen 
Behörden umgehend von der Wahrnehmung die- 
ser Aufgaben; 

2. bei den zuständigen deutschen Behörden zusätz- 
liche Maßnahmen anregen, wenn ihm dies im 
Hinblick auf eine vollständige Erledigung der Er- 
suchen sachgerecht erscheint; 

3. den zuständigen deutschen Behörden Vorschläge 
zu Ersuchen und Maßnahmen im Sinne der 
Artikel 9c und 9d des Eurojust-Beschlusses unter- 
breiten. 

(2) Das nationale Mitglied kann mit den nationalen 
Mitgliedern anderer Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union Informationen austauschen, die zur 
Wahrnehmung der Aufgaben von Eurojust, insbeson- 
dere nach den Artikeln 5, 6, 7 und 9b des Eurojust- 
Beschlusses, erforderlich sind. Gegenüber Drittstaa- 
ten kann das nationale Mitglied 

1. Informationen der Justizbehörden dieser Staaten 
entgegennehmen und an die zuständigen deut- 
schen Behörden weiterleiten sowie 

2. mit Zustimmung der zuständigen deutschen Be- 
hörden Informationen an die Justizbehörden die- 
ser Staaten erteilen. 

(3) Das nationale Mitglied unterrichtet die betrof- 
fenen nationalen Kontaktstellen des Europäischen 
Justiziellen Netzes jeweils über Fälle, die nach Da- 
fürhalten des nationalen Mitglieds besser durch das 
Netz erledigt werden können.“ 

c) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 4 und in Satz 1 
wird die Angabe „Artikel 9 Abs. 5“ durch die Wörter 
„Artikel 9 Absatz 4“ ersetzt. 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Unbeschadet der Unterrichtungspflichten naeh 
§ 6 werden Eurojust auf Gesuch des Kollegiums 
von Eurojust (Kollegium) oder des nationalen 
Mitglieds durch das nationale Mitglied von den 
für die Strafverfolgung zuständigen Gerichten, 
den Staatsanwaltschaften und anderen Behörden, 
soweit diese Aufgaben der Strafverfolgung 
wahmehmen, dienstlich erlangte Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten unmit- 
telbar übermittelt, soweit dies zur Wahrnehmung 
der Aufgaben von Eurojust nach dem Eurojust- 
Beschluss, insbesondere nach dessen Artikeln 5, 
6, 7 und 9b erforderlich ist.“ 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Artikeln 5 bis 7“ 
durch die Wörter „Artikeln 5, 6, 7 und 9b“ er- 
setzt. 


b) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter 
„Artikel 8 Nr. i oder ii“ durch die Wörter „Artikel 8 
Satz 2“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird der Satzteil vor Nummer 1 
wie folgt gefasst: 

„Unbeschadet der Unterrichtungspflichten nach § 6 
dürfen öffentliche Stellen Eurojust ohne Gesuch des 
Kollegiums oder des nationalen Mitglieds Informa- 
tionen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 unmittelbar 
in dem Umfang übermitteln, in dem dies gegenüber 
einem Gericht oder einer Staatsanwaltschaft zur 
Durchführung eines Strafverfahrens zulässig wäre, 
soweit Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die 
Kenntnis zur Wahrnehmung der Aufgaben von Euro- 
just nach dem Eurojust-Beschluss, insbesondere nach 
dessen Artikeln 5, 6, 7 und 9b, erforderlich und sie 
geeignet ist,“. 

d) In Absatz 6 Satz I und 3 werden jeweils die Wörter 
„Artikel 27 Abs. 2 Satz 1“ durch die Wörter „Arti- 
kel 27 Absatz 1 Satz 1“ und die Wörter „Artikel 27 
Abs. 1 Buchstabe b und c“ durch die Wörter „Ar- 
tikel 26a Absatz 1 “ ersetzt. 

6. Nach § 4 werden die folgenden §§ 4a bis 4d eingefügt: 

„§ 4a 

Verwaltung von Arbeitsdateien und Index 
durch das nationale Mitglied 

(1) Das nationale Mitglied legt für jeden Fall, zu dem 
ihm Informationen nach Artikel 1 6a Absatz 1 des Euro- 
just-Beschlusses übermittelt werden, eine elektronisch 
geführte Datei (Arbeitsdatei) an. Das nationale Mitglied 
ist für die Verwaltung der Arbeitsdatei zuständig. 

(2) Das nationale Mitglied nimmt Informationen der 
Arbeitsdatei in den Index im Siime von Artikel 16 
Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses (Index) auf, wenn 
dies zur Aufgabenerfüllung von Eurojust oder für 
Zwecke der Strafrechtspflege erforderlieh ist; für den 
Umfang der Daten gilt § 484 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 
der Strafprozessordnung entsprechend. Informationen, 
die dem nationalen Mitglied nach § 6 Absatz 1 Satz 2 
ohne Ersuchen an Eurojust übermittelt werden, dürfen 
nur in den Index aufgenommen werden, soweit die über- 
mittelnde Stelle dem zugestimmt hat. 

§4b 

Zugang zu Index und Arbeitsdateien durch Eurojust- 
Anlaufstellen; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Eurojust- Anlaufstellen nach § 7, die an das 
Fallbearbeitungssystem im Sinne des Artikels 16 Ab- 
satz 1 des Eurojust-Beschlusses (Fallbearbeitungssys- 
tem) angebunden sind, haben Zugang zu dem Index und 
zu den Arbeitsdateien des Fallbearbeitungssystems. 

(2) Die Eurojust-Anlaufstellen nach Absatz 1 sind 
zum Zugriff im Wege eines automatisierten Abrufver- 
fahrens auf die Indexdatensätze berechtigt, wenn dies für 
Zwecke der Strafrechtspflege erforderlich ist und das 
nationale Mitglied eines anderen Mitgliedstaates, das die 
Daten in den Index eingestellt hat, den Zugriff nicht ver- 
weigert hat. 
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(3) Das nationale Mitglied kann den Eurojust-Anlauf- 
stellen nach Absatz 1 Zugriff im Wege eines automati- 
sierten Abrufverfahrens auf die von ihm angelegten Ar- 
beitsdateien gewähren, wenn dies für Zwecke der Straf- 
rechtspflege erforderlich ist. Auf Informationen, die dem 
nationalen Mitglied nach § 6 Absatz 1 Satz 2 ohne Ersu- 
chen an Eurojust übermittelt werden, wird der Zugriff 
nur gewährt, soweit die übermittelnde Stelle dem zuge- 
stimmt hat. Die Eurojust-Anlaufstellen dürfen im Ein- 
zelfall nur Zugriff nehmen, wenn dies für Zwecke der 
Strafrechtspflege erforderlich ist. 

(4) Das nationale Mitglied kann den Eurojust-Anlauf- 
stellen nach Absatz 1 Zugriff im Wege eines automati- 
sierten Abrufverfahrens auf die Arbeitsdateien des natio- 
nalen Mitglieds eines anderen Mitgliedstaates, zu denen 
es Zugang hat, gewähren, wenn dies für Zwecke der 
Strafrechtspflege erforderlich ist und das nationale Mit- 
glied des anderen Mitgliedstaates den Zugriff durch 
nationale Behörden nieht verweigert hat. Absatz 3 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(5) Das Bundesministerium der Justiz regelt durch 
Rechtsverordnung nach Anhörung des nationalen Mit- 
glieds, ob und in welchem Umfang neben den Eurojust- 
Anlaufstellen nach Absatz 1 weiteren deutschen Behör- 
den im Sinne von Artikel 12 Absatz 2 des Eurojust-Be- 
schlusses, die an das Fallbearbeitungssystem angebun- 
den sind, Zugang zu Index und Arbeitsdateien und Zu- 
griff auf die darin enthaltenen Datensätze gewährt wird. 

§4c 

Weitergabe von Infonnationen 
durch Eurojust-Anlaufstellen 

Die Eurojust-Anlaufstellen nach § 4b Absatz 1 sind 
berechtigt, Informationen aus dem Index und den Ar- 
beitsdateien an die zuständigen deutschen Strafverfol- 
gungsbehörden weiterzugeben, werm dies für Zwecke 
der Strafrechtspflege erforderlich ist. 

§ 4d 

Zugriff auf Indexdatensätze und Arbeitsdateien 
des nationalen Mitglieds 
durch andere als deutsche Stellen 

( 1 ) Das nationale Mitglied gewährt nationalen Behör- 
den der anderen Mitgliedstaaten, die an das Fallbearbei- 
tungssystem angebunden sind, Zugriff im Wege eines 
automatisierten AbrufVerfahrens auf seine Indexdaten- 
sätze, wenn der Zugriff für Zwecke der Strafrechtspflege 
erforderlich ist. 

(2) Das nationale Mitglied karm den nationalen Mit- 
gliedern anderer Mitgliedstaaten oder befugten Bediens- 
teten von Eurojust ganz oder teilweise Zugriff im Wege 
eines automatisierten AbrufVerfahrens auf die von ihm 
angelegten Arbeitsdateien gewähren, wenn dies zur Auf- 
gabenerfüllung von Eurojust oder für Zwecke der Straf- 
rechtspflege erforderlich ist. Auf Informationen, die dem 
nationalen Mitglied nach § 6 Absatz 1 Satz 2 ohne Ersu- 
chen an Eurojust übermittelt werden, wird der Zugriff 
nur gewährt, soweit die übermittelnde Stelle dem zuge- 
stimmt hat. 

(3) Das nationale Mitglied kaim den nationalen Be- 
hörden anderer Mitgliedstaaten, die dem dortigen Euro- 
just-Koordinierungssystem im Sinne von Artikel 12 des 


Eurojust-Beschlusses angehören und an das Fallbearbei- 
tungssystem angebunden sind, im Einzelfall auf Ersu- 
chen Zugriff auf die von ihm angelegten Arbeitsdateien 
gewähren, wenn der Zugriff für Zwecke der Strafrechts- 
pflege erforderlich ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre- 
chend.“ 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Ersuchen und schriftliche Stellungnahmen 
des Kollegiums und Ersuchen 
des nationalen Mitglieds“. 

b) In Absatz I werden die Wörter „Artikel 7 Buchsta- 
be a“ durch die Wörter „Artikel 7 Absatz 1 Buch- 
stabe a“ ersetzt. 

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Unter den in Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses ge- 
nannten Voraussetzungen kann sich die Begründung 
darauf beschränken, auf operative Gründe hinzuwei- 
sen.“ 

d) Die folgenden Absätze 4 und 5 werden angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, 
wenn die zuständige Behörde beabsichtigt, einer 
schriftlichen Stellungnahme des Kollegiums nach 
Artikel 7 Absatz 2 und 3 des Eurojust-Beschlusses 
nicht zu folgen. 

(5) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn die zustän- 
dige Behörde beabsichtigt, einem Ersuchen des natio- 
nalen Mitglieds nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a 
des Eurojust-Beschlusses nicht nachzukommen.“ 

8. § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§6 

Unterrichtung des nationalen Mitglieds 
durch die zuständigen deutschen Behörden 
(1) Die für die Strafverfolgung zuständigen deutschen 
Behörden unterrichten das nationale Mitglied: 

1 . wenn sie die Einrichtung einer gemeinsamen Ermitt- 
lungsgruppe im Sinne des Rahmenbeschlusses 2002/ 
465/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über gemeinsame 
Ennittlungsgruppen (ABI. L 162 vom 20.6.2002, 
S. 1) oder im Sinne von Artikel 13 des Übereinkom- 
mens vom 29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union (ABI. C 197 vom 12.7.2000, S. 1) 
beabsichtigen sowie über die Arbeitsergebnisse die- 
ser Gruppe, 

2. wenn sie ein Strafverfahren führen, dem Straftaten 
der schweren grenzüberschreitenden Kriminalität zu- 
grunde liegen, und die Tatsache der Führung des 
Strafverfahrens für Eurojust zur Erfüllung seiner 
Aufgaben von besonderem Interesse sein kann, 

3. über Fälle, in die mindestens drei Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union unmittelbar einbezogen sind 
und für die Ersuchen an mindestens zwei Mitglied- 
staaten gerichtet wurden, wenn 

a) die Straftat, die dem Ersuchen zugrunde liegt, in 
der Liste von Artikel 1 3 Absatz 6 Buchstabe a des 
Eurojust-Beschlusses genannt ist und im er- 
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suchenden oder ausstellenden Mitgliedstaat mit 
einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsentziehen- 
den Maßregel der Besserung und Sicherung im 
Höchstmaß von mindestens sechs Jahren bedroht 
ist, wobei Schärfungen für besonders schwere 
Fälle und Milderungen für minder schwere Fälle 
zu berücksichtigen sind, 

b) es faktische Anzeichen dafür gibt, dass eine kri- 
minelle Organisation beteiligt ist, oder 

c) es faktische Anzeichen dafür gibt, dass der Fall 
erhebliche grenzüberschreitende Ausmaße anneh- 
men oder Auswirkungen auf Ebene der Europä- 
ischen Union haben kann oder dass er andere Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union betreffen 
kann als die, die unmittelbar einbezogen sind, 

4. über Kompetenzkonflikte, die aufgetreten sind oder 
wahrscheinlich auftreten werden, 

5. über kontrollierte Lieferungen, die mindestens drei 
Staaten betreffen, von denen mindestens zwei Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union sind, oder 

6. über wiederholt auftretende Schwierigkeiten oder 
über Weigerungen bezüglich der Erledigung von Er- 
suchen. 

Die Unterrichtung nach Satz 1 erfolgt in der Regel durch 
die sachleitende Staatsanwaltschaft; sie gilt nur dann als 
Ersuchen um Hilfe von Eurojust, werm dies im Einzelfall 
von der zuständigen Behörde ausdrücklich angegeben 
wird. Die Unterrichtung kann über die zuständige natio- 
nale Eurojust- Anlaufstelle oder das Bundesamt für Justiz 
erfolgen, das die erhaltenen Daten zu Zwecken der Über- 
mittlung nur nach Maßgabe einer nach § 7 zu erlassenden 
Rechtsverordnung speichern darf. Die Unterrichtung 
nach Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 6 umfasst mindestens 
die Informationen, die im Anhang zum Eurojust-Be- 
schluss aufgeführt sind, soweit diese Informationen ver- 
fügbar sind. 

(2) Eine Verpflichtung zur Unterrichtung nach 
Absatz 1 besteht nicht, wenn wesentliche nationale Si- 
cherheitsinteressen beeinträchtigt oder die Sicherheit 
von Personen gefährdet würden. 

(3) Die Verpflichtung zur Unterrichtung nach 
Absatz 1 lässt die Bedingungen unberührt, die in Über- 
einkünften und Vereinbarungen mit Staaten festgelegt 
sind, welche nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union 
sind; hierzu zählen auch die von Drittstaaten festgeleg- 
ten Bedingungen zur Verwendung der von ihnen über- 
mittelten Informationen. 

(4) § 4 Absatz 5 gilt entsprechend.“ 

9. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird nach dem Wort „einrichten“ die 
Angabe „(Eurojust- Anlaufstellen)“ eingefügt und 
wird die Angabe „§ 3 Satz 2“ durch die Wörter 
„§ 3 Absatz 4 Satz 2“ ersetzt. 


bb) ln Satz 2 werden nach den Wörtern „benannt 
werden“ die Wörter „das Bundesamt für Jus- 
tiz,“ und vor dem Punkt am Ende die Wörter 
„oder die gemäß dem Beschluss 2008/976/Jl 
des Rates vom 16. Dezember 2008 über das 
Europäische Justizielle Netz (ABI. L 348 vom 
24.12.2008, S. 130) (EJN-Beschluss) errichtet 
werden“ eingefügt. 

b) ln Absatz 2 wird die Angabe „Artikel 9 Abs. 3“ 
durch die Wörter „Artikel 9a Absatz 2 und 4“ er- 
setzt. 

10. ln § 9 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Eine“ das 
Wort „mehrfache“ eingefügt. 

11. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift sowie in Absatz 1 Satz 1 und 3 
wird jeweils die Angabe „Artikel 27 Abs. 6“ durch 
die Wörter „Artikel 26a Absatz 9“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 werden die Wörter „Artikel 27 Abs. 6 
Satz 2“ durch die Wörter „Artikel 26a Absatz 9 
Satz 2“ ersetzt. 

c) ln Absatz 5 werden die Wörter „Artikel 27 Abs. 6 
Satz 3“ durch die Wörter „Artikel 26a Absatz 9 
Satz 3“ und die Wörter „Artikel 27 Abs. 6 Satz 4“ 
durch die Wörter „Artikel 26a Absatz 9 Satz 4“ er- 
setzt. 

12. § 14 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 14 

Europäisches Justizielles Netz in Strafsachen 

(1) Der EJN-Beschluss ist anzuwenden. 

(2) Das Bundesamt für Justiz, der Generalbundesan- 
walt beim Bundesgerichtshof und die von den Landes- 
regierungen bestimmten weiteren Stellen nehmen die 
Aufgaben der deutschen Kontaktstellen im Sinne des 
EJN-Beschlusses wahr. Das Bundesministerium der 
Justiz benennt im Einvernehmen mit den deutschen 
Kontaktstellen aus deren Kreis die nationale und die 
technische Anlaufstelle für das Europäische Justizielle 
Netz im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 und 4 des EJN- 
Beschlusses. Änderungen der Benennung erfolgen im 
Einvernehmen mit den deutschen Kontaktstellen und 
sind jederzeit möglich. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die 
Aufgaben der Kontaktstelle einer Landesbehörde zu- 
zuweisen. Sie können die Ermächtigung nach Satz 1 
einer obersten Landesbehörde übertragen.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Entstehungsgeschichte der umzusetzenden 
Ratsheschlüsse 

Im Herbst 2007, etwa fünf Jahre, nachdem Eurojust auf der 
Grundlage des Beschlusses 2002/1 87/Jl des Rates vom 
28. Februar 2002 seine Tätigkeit aufgenommen hatte, 
begannen auf Anstoß des Generalsekretariats des Rates in 
Brüssel die ersten Vorarbeiten zur Überarbeitung des Be- 
schlusses. Parallel dazu wurden Arbeiten an einem Be- 
schluss über das Europäische Justizielle Netz in Strafsachen 
aufgenommen. 

Ziel der Novellierungsarbeiten war zum einen die institutio- 
neile Stärkung von Eurojust. Zum anderen sollte die Stel- 
lung der nationalen Mitglieder und des Kollegiums von Eu- 
rojust gestärkt werden. Darüber hinaus wurde eine Verbes- 
serung der internen Abläufe angestrebt, zum Beispiel durch 
eine angemessene personelle Besetzung, Präsenz und Kon- 
tinuität der jeweiligen nationalen Tische bei Eurojust. Das 
Europäische Justizielle Netz in Strafsachen (EJN) und an- 
dere Netzwerke sollten stärker mit der Arbeit von Eurojust 
verzahnt werden. 

Am 7. Januar 2008 wurden als Initiative von 14 Mitglied- 
staaten der Europäischen Union (Slowenien, Frankreich, 
Tschechische Republik, Schweden, Spanien, Belgien, 
Polen, Italien, Luxemburg, Niederlande, Slowakei, Estland, 
Österreich und Portugal) die Entwürfe für einen Rats- 
beschluss zur Überarbeitung des bisherigen Eurojust-Be- 
schlusses und für einen Ratsbeschluss zum EJN vorgelegt. 
Die Bundesrepublik Deutschland begrüßte zwar von An- 
fang an einzelne Aspekte der Beschlussentwürfe; sie ge- 
hörte aber nicht zu den Mitinitiatoren. Insbesondere der 
neue Eurojust-Beschluss ging ursprünglich sehr weit. Unter 
anderem war eine starke Ausweitung der exekutiven Befug- 
nisse von Eurojust vorgesehen. Dies stieß mit Blick auf das 
föderale System der Bundesrepublik Deutschland auf inner- 
staatliche Bedenken. 

Die Beratungen zu beiden Rechtsakten erfolgten in den zu- 
ständigen Ratsgremien maßgeblich unter der Ratspräsident- 
schaft von Slowenien und wurden unter französischer Rats- 
präsidentschaft abgeschlossen. Bereits im Juli 2008 erzielte 
der Rat der Europäischen Union eine allgemeine Ausrich- 
tung über beide Rechtsakte. Die förmliche Annahme der 
Beschlüsse durch den Rat erfolgte am 16. Dezember 2008. 

Der Beschluss 2008/976/Jl des Rates vom 16. Dezember 
2008 über das Europäische Justizielle Netz (im Folgenden: 
EJN-Beschluss) wurde unmittelbar im Anschluss an die An- 
nahme durch den Rat im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht (ABI. L 348 vom 24.12.2008, S. 130). 

Die Veröffentlichung des Beschlusses 2009/426/Jl des Ra- 
tes vom 16. Dezember 2008 zur Stärkung von Eurojust und 
zur Änderung des Beschlusses 2002/1 87/Jl über die Errich- 
tung von Eurojust zur Verstärkung der Bekämpfung der 
schweren Kriminalität verzögerte sich dagegen noch. Grund 
dafür war, dass Artikel 4 Absatz 1 des Beschlusses hinsicht- 
lich der Zuständigkeiten von Eurojust auf die Zuständigkei- 
ten von Europol verweist. Die Rechtsgrundlage für Europol 


befand sich aber ebenfalls in der Überarbeitung, und diese 
Arbeiten mussten abgewartet werden. Der Beschluss 2009/ 
37 1/Jl des Rates vom 6. April 2009 zur Errichtung des euro- 
päischen Polizeiamts (Europol), der das Europol-Überein- 
kommen vom 26. Juni 1995 ersetzt, wurde schließlich am 
15. Mai 2009 im Amtsblatt der EU veröffentlicht (ABI. 
L 121 vom 15.5.2009, S. 37) und trat 20 Tage später in 
Kraft. Am 4. Juni 2009 erfolgte die Veröffentlichung des 
Beschlusses 2009/426/Jl vom 16. Dezember 2008 zur Stär- 
kung von Eurojust (ABI. L 138 vom 4.6.2009, S. 14). 

II. Inhalt des Eurojust-Beschlusses 

Der Beschluss 2009/426/ JI vom 16. Dezember 2008 be- 
zweckt die Stärkung und die Steigerung der Effizienz von 
Eurojust; er ändert und ergänzt den Beschluss 2002/1 87/JI 
des Rates vom 28. Februar 2002. Neu sind insbesondere die 
Einführung eines sogenannten Koordinierungsdauerdienstes 
bei Eurojust, ausführliche Regelungen über die Befugnisse 
der nationalen Mitglieder, die Einführung eines sogenann- 
ten nationalen Eurojust-Koordinierungssystems auf nationa- 
ler Ebene und weitgehende Unterrichtungspflichten der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenüber ihrem 
jeweiligen nationalen Mitglied. 

Artikel 1 des Beschlusses 2009/426/Jl vom 16. Dezember 
2008 enthält die Änderungen des bisherigen Eurojust-Be- 
schlusses 2002/1 87/Jl. Artikel 2 verpflichtet die Mitglied- 
staaten der Europäischen Union, die Inhalte bis zum 4. Juni 
2011 in das nationale Recht umzusetzen. Artikel 3 regelt, 
dass der Beschluss am Tag seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union (4. Juni 2009) wirksam 
wird. 

Im Einzelnen ist zu den in Artikel 1 des Beschlusses 2009/ 
426/Jl vorgesehenen Änderungen Folgendes zu bemerken: 

Die Änderungen von Artikel 2 des bisherigen Eurojust-Be- 
schlusses betreffen die Zusammensetzung von Eurojust. 
Artikel 2 Absatz 5 Satz 2 in der Fassung des Beschlusses 
2009/426/Jl vom 16. Dezember 2008 (im Folgenden: Euro- 
just-Beschluss) sieht die Möglichkeit vor, dass mehrere 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter des nationalen Mit- 
glieds benannt werden können. § 2 Absatz 2 des Eurojust- 
Gesetzes (EJG) soll entsprechend angepasst werden. 

Die Änderungen von Artikel 3 sind eher redaktioneller Art 
und lösen keinen Umsetzungsbedarf aus. Ausdrücklich er- 
wähnt werden in dem Eurojust-Beschluss jetzt neben den 
Ersuchen um Rechtshilfe auch die Entscheidungen in Bezug 
auf Rechtsakte, die dem Grundsatz der gegenseitigen Aner- 
kennung Wirkung verleihen. Die Formulierung zieht sich 
durch den gesamten Eurojust-Beschluss. ln das nationale 
Recht soll eine vergleichbare Formulierung nicht übernom- 
men, sondern weiterhin der Begriff des „Ersuchens“ ver- 
wendet werden. Dies geschieht in Anlehnung an den 
Sprachgebrauch im Gesetz über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen (IRG). Dort wurde bei der Umsetzung 
von europäischen Rechtsakten, die dem Grundsatz der ge- 
genseitigen Anerkennung Geltung verleihen, an der im 
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deutschen Recht üblichen Bezeichnung „Ersuchen“ festge- 
halten. 

Artikel 4 erweitert die Zuständigkeiten von Eurojust in An- 
lehnung an die Zuständigkeiten von Europol. Nach 
Artikel 4 Absatz 1 des Beschlusses 2009/37 1/Jl des Rates 
vom 6. April 2009 zur Errichtung des Europäischen Polizei- 
amts (Europol) (ABI. L 121 vom 15.5.2009, S. 37) in Ver- 
bindung mit dem dortigen Anhang ist Europol - und damit 
auch Eurojust - zuständig für die folgenden Formen schwe- 
rer Kriminalität: 

- illegaler Handel mit Drogen, 

- Geldwäschehandlungen, 

- Kriminalität im Zusammenhang mit nuklearen und radio- 
aktiven Substanzen, 

- Schleuserkriminalität, 

- Menschenhandel, 

- Kraftfahrzeugkriminalität, 

- vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung, 

- illegaler Handel mit Organen und menschlichem Ge- 
webe, 

- Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme, 

- Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 

- Raub in organisierter Form, 

- illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Anti- 
quitäten und Kunstgegenständen, 

- Betrugsdelikte, 

- Erpressung und Schutzgelderpressung, 

- Nachahmung und Produktpiraterie, 

- Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel da- 
mit, 

- Geldfalschung, Fälschung von Zahlungsmitteln, 

- Computerkriminalität, 

- Korruption, 

- illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstof- 
fen, 

- illegaler Handel mit bedrohten Tierarten, 

- illegaler Handel mit bedrohten Pflanzen- und Baum- 
arten, 

- Umweltkriminalität, 

- illegaler Handel mit Hormonen und Wachstumsförde- 
rem. 

Der Anhang zum Europol-Beschluss sieht ausdrücklich vor, 
dass die in Artikel 4 und in dem Anhang aufgeführten 
Kriminalitätsformen von den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten nach den Rechtsvorschriften ihrer jeweili- 
gen Mitgliedstaaten beurteilt werden. Dessen ungeachtet 
enthält der Anhang zum Europol-Beschluss bestimmte De- 
finitionen. 

Im Sinne des Europol-Beschlusses fallen unter den Begriff 
„Kriminalität im Zusammenhang mit nuklearen und radio- 
aktiven Substanzen“ Straftaten gemäß Artikel 7 Absatz 1 
des am 3. März 1980 in Wien und New York Unterzeichne- 


ten Übereinkommens über den physischen Schutz von 
Kemmaterial, die nukleare oder radioaktive Substanzen im 
Sinne von Artikel 197 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft und der Richtlinie 96/29/Eura- 
tom des Rates vom 13. Mai 1996 zur Festlegung der grund- 
legenden Sicherheitsnormen für den Schutz der Gesundheit 
der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren 
durch ionisierende Strahlungen (ABI. L 159 vom 29.6.1996, 
S. 1) betreffen. 

„Schleuserkriminalität“ definiert der Europol-Beschluss als 
Aktionen, die vorsätzlich und zu Erwerbszwecken durch- 
geführt werden, um die Einreise in das Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten, den Aufenthalt oder die Arbeitsaufnahme 
dort entgegen den in den Mitgliedstaaten geltenden Vor- 
schriften und Bedingungen zu erleichtern. 

„Menschenhandel“ im Sirme des Europol-Beschlusses ist 
die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung 
oder Aufnahme von Personen durch die Androhung oder 
Anwendung von Gewalt oder anderen Formen der Nöti- 
gung, durch Entführung, Betrug, Täuschung, Missbrauch 
von Macht oder Ausnutzung besonderer Hilflosigkeit oder 
durch Gewährung oder Entgegennahme von Zahlungen 
oder Vorteilen zur Erlangung des Einverständnisses einer 
Person, die Gewalt über eine andere Person hat, zum Zweck 
der Ausbeutung. Ausbeutung umfasst mindestens die Aus- 
nutzung der Prostitution anderer oder andere Formen sexu- 
eller Ausbeutung, die Herstellung, den Verkauf oder den 
Vertrieb kinderpomografischen Materials, Zwangsarbeit 
oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder sklavereiähn- 
liche Praktiken, Leibeigenschaft oder die Entnahme von Or- 
ganen. 

Unter den Begriff „Kraftfahrzeugkriminalität“ fallen nach 
dem Europol-Beschluss der Diebstahl oder die Verschie- 
bung von Personenkraftwagen, Lastkraftwagen, Sattel- 
schleppern, Omnibussen, Krafträdern, Wohnwagen, land- 
wirtschaftlichen Nutzfahrzeugen, Baustellenfahrzeugen, 
Ladungen von Lastkraftwagen oder Sattelschleppern und 
von Einzelteilen von Kraftfahrzeugen sowie Hehlerei an 
diesen Sachen. 

„Geldwäschehandlungen“ sind nach dem Europol-Be- 
schluss Straftaten gemäß Artikel 6 Absatz 1 bis 3 des am 
8. November 1990 in Straßburg Unterzeichneten Überein- 
kommens des Europarats über Geldwäsche sowie Ermitt- 
lung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus 
Straftaten. 

„Illegaler Drogenhandel“ im Sinne des Europol-Beschlus- 
ses sind Straftaten, die in Artikel 3 Absatz 1 des Überein- 
kommens der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1988 
gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psy- 
chotropen Stoffen und den dieses Übereinkommen ändern- 
den oder ersetzenden Bestimmungen aufgeführt sind. 

Mit Artikel 5a wird bei Eurojust ein sogenaimter Koordinie- 
rungsdauerdienst (KoDD) eingerichtet, der eine jederzeitige 
Erreichbarkeit der Behörde und der einzelnen nationalen 
Tische sicherstellen soll. Umsetzungsbedarf im nationalen 
Recht besteht nicht. Eurojust hat sich dafür entschieden, für 
den KoDD keine mit Personen besetzte Kontaktstelle, son- 
dern eine technische Vermittlungslösung im Sinne eines 
computergestützten Telefonsystems zu schaffen. Damit 
werden eingehende Anrufe den jeweils zuständigen nationa- 
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len Tischen zuordnet und an diese weitergeleitet. Das Sys- 
tem hat seine operative Tätigkeit nach Mitteilung von Euro- 
just am 4. Juni 2011 aufgenommen (siehe Ratsdokument 
11929/11 COPEN 160 vom 23. Juni 2011). 

Die Fassung von Artikel 6 ist leicht verändert. Der bisherige 
Text wird zu Absatz 1 und dabei geringfügig erweitert. 
Nach dem neu eingefugten Absatz 1 Buchstabe a Ziffer vi 
und vii kann Eurojust durch seine nationalen Mitglieder die 
zuständigen nationalen Behörden ersuchen, in Erwägung zu 
ziehen, besondere Ermittlungsmaßnahmen oder sonstige 
Maßnahmen zu ergreifen. Umsetzungsbedarf im nationalen 
Recht besteht nicht. Auch Artikel 6 Absatz 2, der die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union verpflichtet sicher- 
zustellen, dass die zuständigen nationalen Behörden auf Er- 
suchen im Sinne von Artikel 6 ohne unnötige Verzögerung 
reagieren, löst keinen Umsetzungsbedarf aus. Dem deut- 
schen Rechtshilferecht ist ein Appell zur Beschleunigung 
der Bearbeitung von Rechtshilfeersuchen bereits immanent 
(vgl. insbesondere Nummer 19 Absatz 1 der Richtlinien für 
den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angele- 
genheiten - RiVASt). 

Artikel 7 wird moderat ergänzt. Der bisherige Text wird zu 
Absatz 1. Der neue Absatz 2 sieht für die nationalen Mit- 
glieder die Möglichkeit vor, das Kollegium bei Kompetenz- 
konflikten einzuschalten. Absatz 3 ermöglicht es den zu- 
ständigen nationalen Behörden, das Kollegium um eine 
schriftliche Stellungnahme zu bitten, wenn wiederkehrende 
Probleme im Zusammenhang mit Rechtshilfeersuchen auf- 
treten. Das Kollegium trifft nach den beiden neuen Absät- 
zen keine bindenden Entscheidungen. Umsetzungsbedarf 
im nationalen Recht besteht nicht. Zu Artikel 7 Absatz 3 
wird eine Ergänzung der RiVASt zu prüfen sein. 

Artikel 8 weist Neuerungen auf, die zu Anpassungen in § 5 
EJG fuhren. Nach Satz 1 sind die zuständigen nationalen 
Behörden verpflichtet, Eurojust zu unterrichten, wenn sie 
Ersuchen des nationalen Mitglieds nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses nicht nachkommen. 
Bisher bestand eine solche Unterrichtungspflicht nur in Be- 
zug auf Ersuchen des Kollegiums. Eine entsprechende Un- 
terrichtungspflicht besteht außerdem mit Blick auf die 
schriftlichen Stellungnahmen des Kollegiums im Sinne von 
Artikel 7 Absatz 2 und 3 des Eurojust-Beschlusses. 

Die ablehnende Entscheidung ist in jedem Fall zu begrün- 
den. Artikel 8 Satz 2 erlaubt den nationalen Behörden in 
Abweichung zur bisherigen Rechtslage nicht mehr, in be- 
stimmten Fällen gänzlich auf eine Begründung ihrer Ent- 
scheidung zu verzichten. Allerdings kann die Begründung 
darauf beschränkt werden, „operative Gründe“ anzugeben, 
wenn ansonsten wesentliche nationale Sicherheitsinteressen 
beeinträchtigt oder die Sicherheit von Personen gefährdet 
würde. Der „reibungslose Gang der laufenden Ermittlun- 
gen“, der bisher ein Ausnahmefall zur Begründungspflicht 
war, wird in Artikel 8 nicht mehr genarmt. 

Artikel 9 Absatz 1 enthält Vorgaben zum Mandat des natio- 
nalen Mitglieds, die mit Änderungen von § 1 Absatz 2 EJG 
umgesetzt werden. 

Artikel 9 Absatz 2 ist gegenüber der Vorfassung im Wesent- 
lichen unverändert und sieht vor, dass alle zwischen Euro- 
just und den Mitgliedstaaten ausgetauschten Informationen 
über die nationalen Mitglieder geleitet werden. 


Artikel 9 Absatz 3 konkretisiert den bisherigen Artikel 9 
Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung. Die Arten 
von Registern des Herkunftsmitgliedstaats, zu denen das 
nationale Mitglied Zugang oder aus denen es Informationen 
erhalten soll, werden ausdrücklich aufgeführt. Umsetzungs- 
bedarf besteht nicht. Nach § 4 Absatz 4 EJG wird dem 
nationalen Mitglied bereits in dem Umfang Zugang zu den 
amtlichen Registern gewährt, wie dies gegenüber einem Ge- 
richt oder einer Staatsanwaltschaft zur Durchführung eines 
Strafverfahrens zulässig wäre. 

Artikel 9 Absatz 4 entspricht Artikel 9 Absatz 5 des Euro- 
just-Beschlusses alter Fassung, der bereits mit dem bisher 
geltenden § 3 EJG umgesetzt wurde. 

Die neuen Artikel 9a bis 9f betreffen die Befugnisse der na- 
tionalen Mitglieder, die ihnen nach dem nationalen Recht zu 
übertragen sind. Sie ersetzen Artikel 9 Absatz 3 des Euro- 
just-Beschlusses alter Fassung. Die erforderlichen Anpas- 
sungen im nationalen Recht erfolgen durch eine Ergänzung 
von § 3 EJG. 

Artikel 9a Absatz 1 Satz 1 legt fest, dass ein nationales Mit- 
glied seine Befugnisse nach den Artikeln 9b, 9c und 9d des 
Eurojust-Beschlusses „als zuständige nationale Behörde 
nach Maßgabe des einzelstaatlichen Rechts“ wahmimmt. 

Die Formulierung „nach Maßgabe des einzelstaatlichen 
Rechts“ macht deutlich, dass die Kompetenzgrundlage für 
das Handeln des nationalen Mitglieds im nationalen Recht 
der Mitgliedstaaten liegt; die Kompetenzen werden also 
nicht unmittelbar durch den Eurojust-Beschluss begründet. 
Der Beschluss gibt aber die innerstaatliche Ausgestaltung 
der Kompetenzen weitgehend vor. 

Die Vorgabe, das nationale Mitglied müsse „als zuständige 
nationale Behörde“ handeln, stellte für Deutschland wäh- 
rend der Verhandlungen zu dem Ratsbeschluss ein nicht 
unerhebliches Problem dar. Die Formulierung mag auf dem 
Verständnis beruhen, dass ein nationales Mitglied seine 
jeweilige Funktion als Richter oder Staatsanwalt im Entsen- 
dungsstaat auch als nationales Mitglied von Eurojust bei- 
behält und somit die nationale Behörde bei Ausübung seiner 
Tätigkeit bei Eurojust „mit sich nimmt“. Für die Umsetzung 
hieße dies, dass zunächst der Anstellungsbehörde des natio- 
nalen Mitglieds bestimmte Befugnisse übertragen werden 
müssten, damit diese sodann von dem nationalen Mitglied 
bei bei Eurojust ausgeübt werden können. Aufgrund der 
föderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland kann 
ein solcher Ansatz in Deutschland nicht gewählt werden. 

Eine Änderung der Formulierung, die bereits ein Vorbild in 
Artikel 26 Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung 
hatte, kormte im Zuge der Verhandlungen zu dem neuen 
Eurojust-Beschluss nicht erreicht werden. Deutschland hat 
der Regelung letztlich in dem Verständnis zugestimmt, dass 
der Begriff der zuständigen nationalen Behörde nicht orga- 
nisatorisch, sondern ausschließlich funktional zu verstehen 
sei. Danach ist die zuständige nationale Behörde im Sinne 
von Artikel 9a ff. des Eurojust-Beschlusses das nationale 
Mitglied, dem nach dem EJG bestimmte Kompetenzen 
übertragen sind. 

Nach Artikel 9a Absatz 1 Satz 2 weist das nationale Mit- 
glied darauf hin, wenn bzw. dass es auf der Grundlage von 
übertragenen Befugnissen nach den Artikeln 9b bis 9d des 
Eurojust-Beschlusses handelt. Diese Vorschrift ist im Zu- 
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sammenhang mit der Haftungsregelung in Artikel 27c 
Absatz 3 des Eurojust-Beschlusses zu sehen. 

Nach Artikel 9a Absatz 2 legt jeder Mitgliedstaat die Art 
und Tragweite der Befugnisse fest, die er seinem nationalen 
Mitglied überträgt. Das nationale Mitglied muss nach Satz 2 
zumindest die Befugnisse nach Artikel 9b des Eurojust- 
Beschlusses erhalten. Im nationalen Recht erfolgt dies 
durch eine Änderung von § 3 EJG. Die Übertragung von 
weiteren Befugnissen auf das nationale Mitglied nach den 
Artikeln 9c und 9d des Eurojust-Beschlusses steht unter 
dem Vorbehalt von Artikel 9e Absatz 1 des Eurojust- 
Beschlusses. Danach kann eine Übertragung von weiteren 
Befugnissen auf das nationale Mitglied insbesondere dann 
unterbleiben, wenn dadurch gegen die föderale Struktur des 
Mitgliedstaats verstoßen würde. Deutschland macht mit 
Blick auf seine föderale Struktur von der Ausnahmerege- 
lung in Artikel 9e Gebrauch. 

Absatz 3 sieht im Wesentlichen eine Unterrichtungspflicht 
für die Mitgliedstaaten vor. Die Vorschrift entspricht im 
Kern Artikel 9 Absatz 3 Satz 3 und Satz 4 des Eurojust-Be- 
schlusses alter Fassung. 

Nach Absatz 4 legen die Mitgliedstaaten das Recht des na- 
tionalen Mitglieds fest, in Beziehungen zu ausländischen 
Justizbehörden tätig zu werden. Die Regelung entspricht 
Artikel 9 Absatz 3 Satz 2 des Eurojust-Beschlusses alter 
Fassung. Sie wird mit § 3 Absatz 2 Satz 2 EJG umgesetzt. 

Artikel 9b regelt - im Sinne von Mindestbefugnissen - die 
sogenannten „Ordentlichen Befugnisse“ des nationalen Mit- 
glieds. Die Umsetzung im nationalen Recht erfolgt durch 
eine Erweiterung von § 3 EJG; sie ist mit Blick auf die föde- 
rale Struktur des Bundesrepublik Deutschland unproblema- 
tisch, weil das nationale Mitglied danach keine Ermittlungs- 
kompetenzen wahmehmen kann. 

Artikel 9c sieht bestimmte Befugnisse für das nationale 
Mitglied vor, die im Benehmen mit den zuständigen natio- 
nalen Behörden oder auf deren Ersuchen im Einzelfall aus- 
geübt werden körmen (sogenannte abgeleitete Befugnisse). 
Die Vorschrift ist im Zusammenhang mit der Ausnahme- 
vorschrift in Artikel 9e Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses 
zu lesen, von der Deutschland schon mit Blick auf das 
Föderalismusprinzip Gebrauch macht. Nach Artikel 9e 
Absatz 1 ist deshalb lediglich sicherzustellen, dass das na- 
tionale Mitglied den zuständigen nationalen Behörden Vor- 
schläge zu den in Artikel 9c genannten Ersuchen und Maß- 
nahmen unterbreiten karm. Die Umsetzung erfolgt durch 
eine Änderung von § 3 EJG. 

Artikel 9d regelt die Eilbefugnisse der nationalen Mitglie- 
der. Auch Artikel 9d ist - wie Artikel 9c - zusammen mit 
der Ausnahmevorschrift in Artikel 9e Absatz 1 des Euro- 
just-Beschlusses zu lesen, von der Deutschland Gebrauch 
macht. Auch hier ist deshalb für Deutschland nach 
Artikel 9e Absatz 1 lediglich sicherzustellen, dass dem na- 
tionalen Mitglied ein Vorschlagsrecht gegenüber den zu- 
ständigen nationalen Behörden zusteht. Die Umsetzung er- 
folgt durch eine Anpassung von § 3 EJG. 

Artikel 9e Absatz 1 stellt die Übertragung der Befugnisse 
im Sinne der Artikel 9c und 9d auf das nationale Mitglied 
unter den Vorbehalt des Verfassungsrechts und der inner- 
staatlichen Kompetenzordnung. Deutschland macht von der 


Vorbehaltsmöglichkeit mit Blick auf seine föderale Struktur 
Gebrauch. 

Nach Absatz 2 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Vor- 
schläge des nationalen Mitglieds im Sinne von Absatz 1 von 
den zuständigen nationalen Behörden ohne unnötige Ver- 
zögerung bearbeitet werden. Eine Umsetzung dieses Be- 
schleunigungsgebots ist nicht erforderlich. Dem deutschen 
Rechtshilferecht ist bereits ein Appell zur Beschleunigung 
der Bearbeitung von Rechtshilfeersuchen immanent, vgl. 
insbesondere Nummer 1 9 Absatz 1 RiVASt. 

Artikel 9f sieht die Befugnis des nationalen Mitglieds vor, 
an gemeinsamen Ermittlungsgruppen teilzunehmen, die auf 
der Grundlage von Artikel 13 des Übereinkommens vom 
29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder auf der 
Grundlage des Rahmenbeschlusses 2002/465/JI des Rates 
vom 13. Juli 2002 über gemeinsame Ermittlungsgruppen 
eingesetzt werden. Die Mitgliedstaaten können allerdings 
die Teilnahme des nationalen Mitglieds von der Zustim- 
mung der zuständigen nationalen Behörde abhängig ma- 
chen. Gesetzgeberischer Umsetzungsbedarf besteht nicht. 
Nach § 93 Absatz 2 IRG kann anderen Personen als Mit- 
gliedern aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
die Teilnahme an einer gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvorschriften ge- 
stattet werden. 

Nach Artikel 9f Satz 4 legt jeder Mitgliedstaat fest, ob das 
nationale Mitglied als zuständige nationale Behörde oder im 
Namen von Eurojust an der gemeinsamen Ermittlungs- 
gruppe teilnimmt. Für die Bundesrepublik Deutschland 
wird mit Blick auf die föderale Struktur und die Aufgaben- 
verteilung von Bund und Ländern regelmäßig gelten, dass 
das nationale Mitglied im Namen von Eurojust an gemein- 
samen Ermittlungsgruppen teilnimmt. 

Die Änderung von Artikel 10 Absatz 2 betrifft das Mehr- 
heitsverhältnis, mit dem der Rat und das Kollegium über die 
Geschäftsordnung von Eurojust entscheiden. Die Änderung 
in Absatz 3 ist rechtstechnischer Art. Es besteht kein Um- 
setzungsbedarf 

Artikel 12 sieht die Einführung eines nationalen Eurojust- 
Koordinierungssystems vor, das insbesondere die Infonuati- 
onsübenuittlung an Eurojust sicherstellen und das nationale 
Mitglied bei seiner Arbeit unterstützen soll. 

Nach Absatz 1 benennt jeder Mitgliedstaat eine oder meh- 
rere nationale Anlaufstellen für Eurojust. Anders als bei 
Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 des Eurojust-Beschlusses alter 
Fassung, der eine fakultative Regelung vorsah, handelt es 
sich hier um eine verbindliche Vorschrift. Deutschland be- 
absichtigt, unter anderem alle nationalen Kontaktstellen des 
EJN als nationale Anlaufstellen für Eurojust im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses zu benennen. 
Damit wird sichergestellt, dass neben dem Bundesamt für 
Justiz (BfJ) und dem Generalbundesanwalt beim Bundes- 
gerichtshof (GBA) auch sämtliche Länder an dem nationa- 
len Eurojust-Koordinierungssystem beteiligt sind. Das ist 
von Bedeutung, weil Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c des 
Eurojust-Beschlusses lediglich die Einbeziehung von maxi- 
mal vier nationalen EJN-Kontaktstellen zulässt. Die Benen- 
nung der nationalen Anlaufstellen kann auf der Grundlage 
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von § 7 EJG im Verordnungswege erfolgen. Eine Umset- 
zung im Gesetzeswege ist nicht erforderlich. 

Absatz 2 enthält Vorgaben zum nationalen Eurojust-Koordi- 
nierungssystem. Die Arbeit folgender Stellen soll koordi- 
niert werden: die der nationalen Eurojust-Anlaufstellen, der 
nationalen Eurojust-Anlaufstelle für Terrorismusfragen, der 
nationalen EJN- Anlaufstelle und von bis zu drei weiteren 
EJN-Kontaktstellen sowie die Arbeit der jeweiligen Kon- 
taktstellen des Netzes für gemeinsame Ennittlungsgruppen 
und der Netzwerke für Völkermord, Vermögensabschöp- 
fung und Korruptionsbekämpfung. Die Stellen bzw. Perso- 
nen behalten ihren Status nach nationalem Recht bei 
(Absatz 3). 

Nach Absatz 4 sind die nationalen Eurojust-Anlaufstellen 
für das Funktionieren des Koordinierungssystems zustän- 
dig. Werden mehrere Anlaufstellen benannt, ist eine von ih- 
nen zuständig, ln Deutschland soll das BfJ diejenige unter 
den Eurojust-Anlaufstellen sein, die nach Absatz 4 Satz 2 
für das Funktionieren des Eurojust-Koordinierungssystems 
verantwortlich ist. Dies ist eine allgemein verwaltende Auf- 
gabe. Aufsichtsbefugnisse gegenüber den anderen nationa- 
len Eurojust-Anlaufstellen sind damit nicht verbunden. 
Auch ist mit der Benennung des BfJ keine Entscheidung 
darüber verbunden, ob die Datenübermittlung an Eurojust 
nach den Artikeln 13 des Eurojust-Beschlusses zentral oder 
dezentral über die zuständigen Länderbehörden erfolgen 
soll. 

Absatz 5 regelt die Aufgaben des nationalen Eiuojust-Ko- 
ordinierungssystems. Hierzu gehört nach Absatz 5 Buch- 
stabe a die Gewährleistung, dass das Fallbearbeitungssys- 
tem von Eurojust auf effiziente und zuverlässige Art Infor- 
mationen erhält. Die Formulierung ist unglücklich gewählt. 
Sie erweckt den Eindruck, das nationale Eurojust-Koordi- 
nierungssystem müsse sicherstellen, dass die nationalen Be- 
hörden alle relevanten Informationen an das Fallbearbei- 
tungssystem von Eurojust liefern. Das ist jedoch nicht zwin- 
gend. Erwägungsgrund 11 des Eurojust-Beschlusses sieht 
ausdrücklich vor, dass die Mitgliedstaaten entscheiden kön- 
nen, welcher Kommunikationskanal am besten für die Über- 
mittlung der Informationen an Eurojust zu verwenden ist. 

Absatz 6 Satz 1 schreibt vor, dass die Stellen bzw. Personen 
im Sinne von Absatz 1 und von Absatz 2 Buchstabe a bis c 
an das Fallbearbeitungssystem von Eurojust angebunden 
werden. Die Anbindung der Stellen im Sinne von Absatz 2 
Buchstabe d des Eurojust-Beschlusses ist fakultativ. Die 
Kosten für die Anbindung werden aus dem Gesamthaus- 
haltsplan der Europäischen Union finanziert. Die technische 
Anbindung an das Fallbearbeitungssystem erfolgt durch Eu- 
rojust. Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Absatz 7 hat klarstellende Funktion und entspricht im Kern 
Artikel 12 Absatz 3 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung. 

Die Änderung von Artikel 13 ist eine der zentralen Neue- 
rungen, die der Eurojust-Beschluss mit sich bringt. 
Artikel 13 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung sah le- 
diglich eine Berechtigung zum Datenaustausch vor. Nun- 
mehr sind umfangreiche Unterrichtungspflichten geregelt, 
die Umsetzungsbedarf im nationalen Recht auslösen. Im 
Einzelnen: 

Absatz 1 Satz 1 normiert, dass die nationalen Behörden mit 
Eurojust alle Informationen austauschen, die zur Wahrneh- 


mung der Aufgaben von Eurojust gemäß den Artikeln 4 
und 5 des Eurojust-Beschlusses sowie zur Wahrnehmung 
der spezifischen Datenschutzvorschriften nach dem Euro- 
just-Beschluss erforderlich sind. Satz 2 legt fest, dass hierzu 
zumindest die Informationen gemäß den Absätzen 5, 6 und 
7 gehören. Die Umsetzung im nationalen Recht erfolgt 
durch eine Anpassung von § 6 EJG. 

Absatz 2 hat vor allem klarstellende Funktion. Die Über- 
mittlung von Informationen gilt nicht als Ersuchen um Hilfe 
von Eurojust. Dies ist nur dann der Fall, wenn die zustän- 
dige nationale Behörde sich insoweit ausdrücklich äußert. 
§ 6 Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz EJG wird um eine ent- 
sprechende klarstellende Regelung ergänzt. 

Absatz 3 Satz 1 entspricht im Kern Artikel 13 Absatz 2 des 
Eurojust-Beschlusses alter Fassung, so dass kein zwingen- 
der Umsetzungsbedarf besteht. Aus Klarstellungsgründen 
soll aber eine Regelung in § 3 Absatz 2 Satz 1 EJG aufge- 
nommen werden, die den Informationsaustausch des deut- 
schen nationalen Mitglieds mit den nationalen Mitgliedern 
der anderen Mitgliedstaaten regelt. Absatz 3 Satz 2 sieht er- 
gänzend vor, dass die nationalen Mitglieder unverzüglich 
über einen sie betreffenden Fall unterrichtet werden. Hierzu 
besteht kein gesonderter Umsetzungsbedarf im nationalen 
Recht. Soweit die Regelung auf eine unverzügliche Unter- 
richtung des deutschen nationalen Mitglieds durch die deut- 
schen Behörden abzielt, wird auf die entsprechenden Aus- 
führungen im Besonderen Teil der Begründung zu § 6 EJG 
verwiesen. 

Absatz 4 hat klarstellende Funktion. Umsetzungsbedarf be- 
steht nicht. Die Unterrichtungspflichten aus den Absätzen 5, 
6 und 7 werden mit einer Anpassung von § 6 EJG umge- 
setzt. 

Absatz 8 enthält eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Informationsübermittlung, weim wesentliche Sicherheitsin- 
teressen des Mitgliedstaats beeinträchtigt würden oder die 
Sicherheit von Personen gefährdet würde. Die Vorschrift 
soll mit § 6 Absatz 2 EJG ins nationale Recht übernommen 
werden. 

Absatz 9 hat klarstellende Funktion; die Regelung wird mit 
§ 6 Absatz 3 EJG in das nationale Recht übernommen. 

Absatz 10 schreibt vor, dass die Informationen nach den 
Absätzen 5, 6 und 7 die Angaben umfassen müssen, die in 
der Liste im Anhang des Eurojust-Beschlusses zusammen- 
gestellt sind. Die Angaben müssen allerdings nur erfolgen, 
wenn sie verfügbar sind. Die Regelung wird mit § 6 
Absatz 1 Satz 4 EJG umgesetzt. 

Nach Absatz 11 müssen die in Artikel 13 des Eurojust-Be- 
schlusses genannten Informationen in strukturierter Weise, 
also in einer bestimmten (elektronischen) Form, übennittelt 
werden. Wie diese Fonn aussehen soll, ergibt sich aus dem 
Eurojust-Beschluss nicht. Die Verwaltung von Eurojust hat 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union bereits erste 
Vorschläge für ein elektronisches Formular zur Datenüber- 
mittlung unterbreitet, die in Deutschland unter Einbindung 
der Länder zu prüfen sind. Gesetzlicher Regelungsbedarf 
besteht nicht. 

Absatz 12 gibt der Kommission auf, bis zum 4. Juni 2014 
einen Umsetzungsbericht zu Artikel 1 3 zu verfassen und ge- 
gebenenfalls Änderungsvorschläge vorzulegen. 
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Artikel 13a regelt die Informationsübermittlung von Euro- 
just an die zuständigen Justizbehörden der Mitgliedstaaten. 
Umsetzungsbedarf im nationalen Recht besteht nicht. 

Die Änderungen von Artikel 14 und 15 betreffen Vorschrif- 
ten zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch 
Eurojust. Für den nationalen Gesetzgeber besteht kein Um- 
setzungsbedarf 

Artikel 16 betrifft das Eurojust-Fallbearbeitungssystem und 
ergänzt die bisherigen Vorschriften des Eurojust-Beschlus- 
ses zum Index und zu den Arbeitsdateien. 

Artikel 16a wurde neu aufgenommen und trifft Regelungen 
zu den befristet geführten Arbeitsdateien und zum Index. 

Artikel 16b ist ebenfalls neu hinzugekommen und regelt 
den Zugang zu dem Fallbearbeitungssystem auf nationaler 
Ebene. 

Die Umsetzung von Artikel 16, 16a und 16b erfolgt durch 
die §§ 4a bis 4d EJG. 

Die Änderungen von Artikel 17, 18, 19 und 21 lösen keinen 
Umsetzungsbedarf im nationalen Recht aus. 

Artikel 23, der die Gemeinsame Kontrollinstanz von Euro- 
just betrifft, wird ergänzt. Umsetzungsbedarf im nationalen 
Recht besteht nicht. Insbesondere löst die Heraufsetzung 
der Benermungsdauer für die Mitglieder der gemeinsamen 
Kontrollinstanz durch ihre Entsendungsstaaten von mindes- 
tens 1 8 Monaten auf mindestens drei Jahre keinen Anpas- 
sungsbedarf aus. Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 EJG beträgt die 
Amtszeit des deutschen Mitglieds der gemeinsamen Kon- 
trollinstanz schon heute mindestens drei Jahre. 

Die Änderungen von Artikel 25 zu den Geheimhaltungsre- 
gelungen sind rechtstechnischer Natur und lösen keinen 
Umsetzungsbedarf aus. 

Artikel 25a ist neu eingefügt und betrifft die Zusammenar- 
beit mit dem EJN und anderen Netzen der Europäischen 
Union, die an der Zusammenarbeit in Strafsachen beteiligt 
sind. Umsetzungsbedarf besteht hier lediglich hinsichtlich 
der in Absatz 1 Buchstabe a vorgesehenen Unterrichtung 
des EJN durch das nationale Mitglied. Bei der Erörterung, 
ob ein Fall besser von Eurojust oder von dem EJN zu erledi- 
gen ist, kann unter Umständen auch ein Austausch von per- 
sonenbezogenen Daten erforderlich sein. Hierfür soll mit 
§ 3 Absatz 3 EJG eine ausdrückliche Rechtsgrundlage ge- 
schaffen werden. 

Artikel 26 betrifft die Kooperationsbeziehungen zu Orga- 
nen, Einrichtungen und Agentoen der Gemeinschaft und 
der Europäischen Union und ist gegenüber der Vorfassung 
erweitert. Umsetzungsbedarf besteht nicht. Absatz 5 ent- 
spricht Artikel 26 Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses alter 
Fassung und wurde mit § 11 EJG bereits in das nationale 
Recht umgesetzt. 

Artikel 26a regelt die Beziehungen zu Drittstaaten und er- 
gänzt Artikel 27 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung. 
Die Vorschrift enthält Vorgaben zum Informationsaustausch 
durch Eurojust als Institution und - in Absatz 9 - durch das 
nationale Mitglied. Für § 12 EJG ergibt sich redaktioneller 
Anpassungsbedarf 

Artikel 27 Absatz 1 Satz 1 enthält eine wichtige Vorgabe 
zur Datenübermittlung durch Eurojust an Drittstaaten und 
dritte Organisationen: Das nationale Mitglied des Mitglied- 


staats, der die Informationen vorgelegt hat, muss seine Ge- 
nehmigung für deren Weiterleitung erteilen, bevor Eurojust 
Informationen mit den in Artikel 26a des Eurojust-Be- 
schlusses genannten Stellen austauscht. Die Regelung ent- 
spricht im Wesentlichen Artikel 27 Absatz 2 des Eurojust- 
Beschlusses alter Fassung, der mit § 4 Absatz 6 EJG umge- 
setzt wurde. Dort und in § 12 EJG sind lediglich redaktio- 
nelle Anpassungen vorzunehmen. Absatz 2 richtet sich an 
Eurojust. Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Artikel 27a betrifft die Entsendung von Verbindungsrichte- 
rinnen und -richtem oder Verbindungsstaatsanwältirmen 
und -Staatsanwälten durch Eurojust. Die Regelung knüpft an 
Artikel 27 Absatz 3 Satz 2 des Eurojust-Beschlusses alter 
Fassung an, wonach bereits die (umgekehrte) Aufnahme 
von Verbindungsbeamtiimen und -beamten bei Eurojust 
möglich war. Die Entsendung einer Verbindungsbeamtin 
oder eines Verbindungsbeamten im Namen von Eurojust 
kann nur mit Zustimmung der betroffenen Person und ihres 
Entsendungsstaates erfolgen (Absatz 2). Absatz 3 regelt die 
Folgen einer Entsendung: Der Mitgliedstaat ersetzt das na- 
tionale Mitglied, den Stellvertreter oder die Stellvertreterin 
oder das assistierende Mitglied, und die genannten Personen 
sind nicht mehr berechtigt, die ihnen übertragenen Befug- 
nisse nach den Artikeln 9a bis 9e des Eurojust-Beschlusses 
auszuüben. In § 1 Absatz 2 Satz 5 EJG wird für diesen Fall 
eine Ausnahmeregelung bezüglich der Dauer der Amtszeit 
geschaffen. 

Artikel 27b trifft Regelungen zu Rechtshilfeersuchen an und 
von Drittstaaten. Umsetzungsbedarf besteht nicht. Nach 
Absatz 2 kann der KoDD im Einklang mit Artikel 5a des 
Eurojust-Beschlusses Ersuchen nach Absatz 1 entgegenneh- 
men und bearbeiten. Der in der deutschen Textfassung ge- 
wählte Begriff „bearbeiten“ ist missverständlich gewählt. 
Eine inhaltliche Bearbeitung des Ersuchens durch den 
KoDD ist nicht beabsichtigt. Die Ersuchen sollen lediglich 
an die zuständigen Stellen weitergeleitet werden. Die engli- 
sche Textfassung spricht insoweit zutreffender von „may re- 
ceive and process requests“. 

Artikel 27c betrifft die Haftung von Eurojust mit Ausnahme 
der Haftung wegen unbefugter oder unrichtiger Datenverar- 
beitung und ergänzt damit den - unveränderten - Artikel 24 
des Eurojust-Beschlusses. Die Regelung löst keinen Umset- 
zungsbedarf aus, auch soweit sie nicht lediglich Eurojust 
betrifft, dessen Haftung gemeinschaftsrechtlich geregelt ist. 
Die Norm enthält aus sich selbst heraus verständliche Haf- 
tungsregelungen, die den allgemeinen Grundsätzen entspre- 
chen. Eine Änderung bzw. Ergänzung von § 10 EJG ist des- 
halb nicht erforderlich. Auch Anpassungen mit Blick auf 
das Weisungsrecht in § 1 Absatz 3 EJG sind nicht veran- 
lasst. 

Mit der Änderung von Artikel 28 Absatz 2 wird festgelegt, 
dass der Rat der Europäischen Union, der die Wahl des Prä- 
sidenten oder der Präsidentin und von bis zu zwei Vizepräsi- 
denten oder Vizepräsidentirmen durch das Kollegium von 
Eurojust billigen muss, mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließt. Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Die Änderungen von Artikel 29 betreffen die Wahl und die 
Aufgaben des Verwaltungsdirektors von Eurojust. Umset- 
zungsbedarfbesteht nicht. 
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Die Änderung von Artikel 30 betrifft das Personal von Eu- 
rojust. Für die Umsetzung in das nationale Recht ist die Er- 
gänzung von Absatz 2 Satz 4 von Bedeutung. Danach kön- 
nen die von den Mitgliedstaaten entsandten nationalen 
Sachverständigen auch das nationale Mitglied unterstützen. 
§ 2 EJG soll insoweit um einen neuen Absatz 7 ergänzt wer- 
den. 

Die Änderungen in den Artikeln 32, 33, 35 und 36, die Ein- 
fügung des Artikels 39a sowie die Änderung in Artikel 41 
und die Einfügung von Artikel 41a des Eurojust-Beschlus- 
ses lösen keinen Umsetzungsbedarf im nationalen Recht 
aus. 

III. Inhalt des EJN-Beschlusses 

Mit dem EJN-Beschluss hat das Europäische Justizielle 
Netz in Strafsachen eine Verfestigung und Fortentwicklung 
erfahren. Der Beschluss ersetzt die Gemeinsame Maßnahme 
98/428/Jl vom 29. Juni 1998 zur Einrichtung eines Europäi- 
schen Justiziellen Netzes (ABI. L 191 vom 7.7.1998, S. 4). 

ln der Vergangenheit hatten sich auf der Grundlage der Ge- 
meinsamen Maßnahme für die Organisation des EJN Re- 
geln entwickelt, die nunmehr teilweise formalisiert wurden. 
Neu ist, dass die Mitgliedstaaten nach Artikel 2 Absatz 3 
des EJN-Beschlusses unter den bereits existierenden EJN- 
Kontaktstellen eine sogenannte nationale Anlaufstelle be- 
neimen müssen, deren Aufgaben in Artikel 4 Absatz 4 des 
EJN-Beschlusses geregelt sind. Danach hat die Anlaufstelle 
neben ihren Aufgaben als Kontaktstelle insbesondere das 
interne Funktionieren des Netzes auf nationaler Ebene si- 
cherzustellen. Die nationale Anlaufstelle ist nach Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe c des Eurojust-Beschlusses - neben 
bis zu drei weiteren Kontaktstellen des EJN - Teil des na- 
tionalen Eurojust-Koordinierungssystems. Nach Artikel 2 
Absatz 4 des EJN-Beschlusses ist außerdem eine soge- 
naimte technische Anlaufstelle einzurichten, die gemäß 
Artikel 4 Absatz 5 dafür sorgt, dass die nach dem EJN-Be- 
schluss zur Verfügung zu stellenden Informationen gewährt 
und aktualisiert werden. Anders als der Eurojust-Beschluss 
enthält der EJN-Beschluss keine Verpflichtungen der natio- 
nalen Mitgliedstaaten zum Austausch personenbezogener 
Daten. 

Aufgrund der gewachsenen Bedeutung des Netzwerks und 
der verstärkten Verwobenheit mit Eurojust soll mit § 14 
EJG eine Verankerung des EJN im nationalen Recht erfol- 
gen. 

IV. Gesetzgebungszuständigkeit; Vereinbarkeit mit 
dem Reeht der Europäisehen Union und völker- 
rechtlichen Verträgen, die die Bundesrepublik 
Deutschland abgeschlossen hat 

Die internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen An- 
gelegenheiten ist Teil der Pflege der auswärtigen Beziehun- 
gen nach Artikel 32 des Grundgesetzes (GG). Die durch die 
Umsetzung des Eurojust-Beschlusses erforderlichen Ände- 
rungen fallen deshalb in den Bereich der ausschließlichen 
Gesetzgebung des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 1 GG. 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und 
mit völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundesrepublik 
Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


V. Gesetzesfolgenabschätzung; Nachhaltigkeitsaspekte 

Für die Wirtschaft, insbesondere für kleinere und mittlere 
Unternehmen, entstehen keine Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Die Neuregelungen zur Umsetzung des Eurojust-Beschlus- 
ses führen zu einem verstärkten Informationsaustausch 
zwischen den nationalen Strafverfolgungsbehörden und 
Eurojust. Namentlich werden in § 6 EJG die Unterrich- 
tungspflichten der deutschen Strafverfolgungsbehörden ge- 
genüber dem nationalen Mitglied für Deutschland bei Euro- 
just erweitert, siehe im Einzelnen unter VI. Der damit verur- 
sachten Mehrbelastung der nationalen Behörden steht der 
Vorteil gegenüber, dass eine europaweite Verbesserung der 
grenzüberschreitenden Strafverfolgung zu erwarten ist, in- 
dem Eurojust durch alle Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union verstärkt eingebunden wird. Deutschland ist schon 
aufgrund seiner geographischen Lage im Herzen Europas in 
einem besonderen Maße von grenzüberschreitender Krimi- 
nalität betroffen. Die nationalen Strafverfolgungsbehörden 
sind deshalb regelmäßig auf eine gut funktionierende straf- 
rechtliche Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden 
angewiesen. Hierbei wird Eurojust in einem höheren Maße 
als bisher Unterstützung leisten können. Ein gestärktes 
Eurojust kann darüber hinaus auch die grenzüberschreiten- 
den strafrechtlichen Ermittlungen in den Nachbarstaaten 
Deutschlands fordern. Insgesamt karm dies positive Aus- 
wirkungen auf die Kriminalitätsbekämpfüng und auf die 
Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland ha- 
ben. Die strafrechtliche Zusammenarbeit wird durch die 
Unterstützung von Eurojust europaweit vereinfacht und da- 
mit unter Umständen auch beschleunigt. Straftäter werden 
künftig weniger davon profitieren können, dass die grenz- 
überschreitende Strafverfolgung auch innerhalb der Europä- 
ischen Union zuweilen noch schwierig und langwierig ist. 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken 
der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, indem die 
Kriminalitätsbekämpfüng und die europaweite grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kriminali- 
tätsbekämpfüng verbessert werden. Die Neuregelungen füh- 
ren zu einem verstärkten Informationsaustausch zwischen 
den nationalen Strafverfolgungsbehörden und Eurojust so- 
wie dem nationalen Mitglied bei Eurojust. Die Zusammen- 
arbeit zwischen Eurojust und dem EJN in Strafsachen wird 
gestärkt. Die Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich 
der Strafverfolgung ist ein wichtiger Bestandteil der Ent- 
wicklung eines Raums des Rechts und der Justiz, der mit 
dem sogenannten Stockholmer Programm des Rates der 
Europäischen Union bestätigt und fortgeschrieben wurde. 

VI. Erfüllungsaufwand 

Für Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft entsteht 
kein Erfüllungsaufwand. Es werden keine Informations- 
pflichten für die Wirtschaft oder für Bürgeriimen und Bür- 
ger eingeführt, geändert oder abgeschafft. 

Für die Länder fällt ein insgesamt nicht bezifferbarer Erfül- 
lungsaufwand an. Durch die Umsetzung des Eurojust-Be- 
schlusses wird es zu einem verstärkten Informationsaus- 
tausch zwischen den nationalen Strafverfolgungsbehörden 


Drucksache 17/8728 


-16- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


und dem nationalen Mitglied für Deutschland bei Eurojust 
kommen. Der Eurojust-Beschluss erweitert die Informa- 
tionspflichten der zuständigen nationalen Strafverfolgungs- 
behörden gegenüber Eurojust bzw. gegenüber den jeweili- 
gen nationalen Mitgliedern von Eurojust. Der Gesetzent- 
wurf sieht deshalb Unterrichtungspfhchten der nationalen 
Strafverfolgungsbehörden gegenüber dem deutschen natio- 
nalen Mitglied von Eurojust vor, die über die schon bisher 
im Eurojust-Gesetz geregelte Informationsübermittlung hin- 
ausgehen. Fallzahlen hierzu lassen sich nicht Vorhersagen. 
Konkrete Angaben bzw. sinnvolle Schätzungen zu den zu- 
sätzlichen Kosten für die deutschen Landesbehörden, die 
sich aus den erweiterten Informationspfhchten ergeben, 
können deshalb nicht gemacht werden. 

Die Einrichtung neuer Organisationsstrukturen in den Län- 
dern ist zur Erfüllung der Unterrichtungspflichten prinzipi- 
ell nicht erforderlich. Bereits das geltende EJG sieht den In- 
formationsaustausch mit Eurojust vor und enthält in § 6 
EJG auch Unterrichtungspfhchten. 

Die Kosten für den Bearbeitungsaufwand im Einzelfall so- 
wie die personellen Einarbeitungskosten lassen sich eben- 
falls nicht beziffern. Sie hängen auch von der Ausgestaltung 
des Übermittlungsweges im jeweiligen Land sowie der Or- 
ganisation der zuständigen Behörde ab. Der Einarbeitungs- 
aufwand für die Strafverfolgungsbehörden und die Bearbei- 
tungsdauer im Einzelfall sollen dadurch minimiert werden, 
dass Bund und Länder gemeinsam ein elektronisch ausfüll- 
bares Muster für die Informationsübermittlung an Eurojust 
entwickeln. Dies wird die Erfüllung der Unterrichtungs- 
pfhchten vereinfachen. Kosten für eine Übersetzung der an 
Eurojust zu übermittelnden Informationen fallen nicht an, 
da die Übennittlung in deutscher Sprache erfolgen soll. 

Die gestärkte Rolle und die daraus folgende verstärkte Tä- 
tigkeit von Eurojust karm bei den für die Strafverfolgung 
zuständigen Gerichten und Behörden zu einem zusätzlichen 
Vollzugsaufwand führen, dessen Höhe von der Anzahl und 
der Komplexität der jeweils eingeleiteten Strafverfahren ab- 
hängt. Die Kosten hierfür lassen sich deshalb nicht bezif- 
fern. 

Nach Artikel 12 Absatz 6 Satz 1 des Eurojust-Beschlusses 
werden die Stellen, die Teil des nationalen Eurojust-Koordi- 
nierungssystems im Sirme von Artikel 12 Absatz 2 des 
Eurojust-Beschlusses sind, an das Fallbearbeitungssystem 
von Eurojust angebunden bzw. können hieran angebunden 
werden. Die Kosten für die Anbindung werden nach 
Artikel 12 Absatz 6 Satz 2 des Eurojust-Beschlusses aus 
dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union finan- 
ziert. 

Nach Artikel 1 6 Absatz 3 des Eurojust-Beschlusses kann 
das Fallbearbeitungssystem von Eurojust an die gesicherte 
Telekommunikationsverbindung des Europäischen Justizi- 
ellen Netzes angebunden werden. Die Kosten für die Ein- 
richtung der gesicherten Telekommunikationsverbindung 
werden nach Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 des EJN-Beschlus- 
ses aus dem Gesamthaushalt der Europäischen Union be- 
stritten. 

Die klarstellende Regelung zur Anwendbarkeit des EJN-Be- 
schlusses, die der Gesetzentwurf enthält, zieht keinen er- 
höhten Erfüllungsaufwand für die Länder nach sich. Es wer- 
den insbesondere keine Informationspfhchten eingeführt. 


vereinfacht oder abgeschafft. Auch der EJN-Beschluss 
selbst sieht im Wesentlichen eine bloße Formalisierung von 
bereits bestehenden Strukturen der strafrechtlichen Zusam- 
menarbeit vor und führt damit grundsätzlich nicht zu einem 
zusätzlichen Erfüllungsaufwand. Soweit eine weiter verbes- 
serte Zusammenarbeit des Netzes auf der Grundlage des Be- 
schlusses zu einem erhöhten Fallaufkommen für deutsche 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte führen sollte, kann 
dieser Erfüllungsaufwand nicht beziffert werden. 

Für den Bund fällt durch die Umsetzung des Eurojust-Be- 
schlusses ein verhältnismäßig geringer Erfüllungsaufwand 
an, der sich mangels vorhersehbarer Fallzahlen ebenfalls 
insgesamt nicht beziffern lässt. Ein etwaiger Mehrbedarf an 
Sach- und Personalmitteln durch zusätzlichen Erfüllungs- 
aufwand für den Bund soll im Einzelplan des Bundesminis- 
teriums der Justiz ausgeglichen werden. Maßgeblich sind 
hier die Kosten, die beim BfJ und beim GBA anfallen. Kon- 
kretisiert werden können folgende Punkte: 

Der GBA ist bereits derzeit nationale Anlaufstelle für Terro- 
rismusfragen. Ob seine Unterrichtungspfhchten auf der 
Grundlage des umzusetzenden Eurojust-Beschlusses anstei- 
gen, lässt sich nicht verbindlich Vorhersagen. Erwartungsge- 
mäß dürfte hier aber kein zusätzlicher Personal- oder Sach- 
aufwand zu erwarten sein. Allerdings soll der GBA künftig 
Eurojust-Anlaufstelle sein. Dadurch können beispielsweise 
Dienstreisen zu den Treffen der nationalen Kontaktstellen 
anfallen. Hierfür werden vorsorglich vier je zweitägige Rei- 
sen pro Jahr eingeplant, deren Kosten mit ca. 3 200 Euro 
jährlich veranschlagt werden. 

Das BfJ soll ebenfalls als Eurojust-Anlaufstelle benaimt 
werden und hierbei „verwaltende Stelle“ im Sinne von 
Artikel 12 Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses sein. Damit 
können Reisen zu den internationalen und den nationalen 
Treffen der Eurojust-Kontaktstellen anfallen. Für die Tref- 
fen der internationalen Eurojust-Anlaufstellen werden der- 
zeit etwa zwei Sitzungen jährlich erwartet. Hierfür werden 
insgesamt ca. 380 Euro jährlich veranschlagt. Sofern die 
Sitzungen bei Eurojust in Den Haag stattfinden, ist aller- 
dings zu berücksichtigen, dass derzeit viele Reisemittel aus 
dem Eurojust-Haushalt getragen werden. Die Treffen mit 
den übrigen deutschen Eurojust-Anlaufstellen finden vor- 
aussichtlich einmal jährlich statt. Die Treffen können zeit- 
gleich mit den schon derzeit stattfindenden Treffen der deut- 
schen EJN-Kontaktstellen stattfinden. Für diese Dienstrei- 
sen im Inland ginge es mit Blick auf die Reisekosten also 
um „Sowieso-Kosten". 

In seiner Funktion als „verwaltende Stelle“ wird das BfJ die 
Weitergabe allgemeiner Informationen an die übrigen natio- 
nalen Eurojust-Anlaufstellen übernehmen und dabei gege- 
benenfalls auch Standards festsetzen und Schulungen vor- 
nehmen. Für den dafür erforderlichen Zeitaufwand ein- 
schließlich von Dienstreisen, Vor- und Nachbereitungen von 
Sitzungen und die laufende Aktenbearbeitung werden der- 
zeit acht Manntage im höheren Dienst pro Jahr (3 400 Euro) 
veranschlagt. 

Die Datenübermittlung an Eurojust soll in Absprache mit 
den Ländern unmittelbar durch die Strafverfolgungsbehör- 
den und also nicht über das BfJ erfolgen. Das BfJ selbst 
trifft keine Pflicht zur Übermittlung von Informationen an 
Eurojust. Erfüllungsaufwand für das BfJ entsteht diesbezüg- 
lich nicht. 
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Die klarstellende Regelung zur Anwendbarkeit des EJN-Be- 
schlusses, die der Gesetzentwurf enthält, zieht keinen er- 
höhten Erfullungsaufwand für den Bund nach sich. Das BfJ 
und der GBA nehmen bereits heute die Funktion als EJN- 
Kontaktstelle wahr. § 14 EJG zeichnet dies lediglich nach. 

VII. Gleichstellungspolitische Auswirkungen 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 
sind nicht zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Eurojust-Gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht) 

Die Änderung der Inhaltsübersicht ist aufgrund der Ände- 
rungen erforderlich, die im EJG vorgenommen werden. 

Zu Nummer 2 (Änderung des § 1 - Nationales Mitglied) 

Mit der Änderung von Absatz 1 wird das gesetzliche Zitat 
des Eurojust-Beschlusses aktualisiert. Es handelt sich um 
eine rechtstechnische Änderung. 

Nach Absatz 2 Satz 1 beträgt die Amtszeit des nationalen 
Mitglieds nunmehr mindestens vier Jahre. Damit werden 
die Vorgaben von Artikel 9 Absatz 1 des Eurojust-Beschlus- 
ses umgesetzt. Durch die Ergänzung des Satzes um einen 
neuen Halbsatz wird außerdem sichergestellt, dass die 
Amtszeit des nationalen Mitglieds so lange andauert, dass 
es ein etwaig bekleidetes Amt als Präsident oder Vizepräsi- 
dent von Eurojust über die volle Amtszeit hinweg ausüben 
kann. Hiermit wird Artikel 9 Absatz 1 Satz 4 des Eurojust- 
Beschlusses umgesetzt. Der Regelung dürfte vor allem in 
Fällen einer Wiederbenennung des nationalen Mitglieds 
praktische Bedeutung zukommen. 

Der ergänzte Absatz 2 Satz 2 sieht in Umsetzung von Arti- 
kel 9 Absatz 1 Satz 3 des Eurojust-Beschlusses eine Pflicht 
zur Unterrichtung des Rates der Europäischen Union vor, 
wenn das nationale Mitglied vor Ablauf seines Mandats sei- 
nes Amtes enthoben wird. Es handelt sich um eine bloße 
Mitteilungspflicht. Eine Wirksamkeitsvoraussetzung in dem 
Sinne, dass die Abberufung des nationalen Mitglieds nur 
wirksam ist, werm der Rat zuvor über die Abberufung und 
die Gründe dafür unterrichtet wurde, ist damit nicht ver- 
bunden. 

Mit der Änderung von Absatz 2 Satz 3 soll klargestellt 
werden, dass nicht nur eine einmalige, sondern auch die 
mehrfache Wiederbenennung des nationalen Mitglieds 
möglich ist. Der Eurojust-Beschluss macht den Mitglied- 
staaten - wie bisher - keine Vorgaben, wie oft das nationale 
Mitglied erneut benannt werden kann. Es mag in Einzel- 
fällen sachgerecht sein, die Amtszeit des nationalen Mit- 
glieds mehr als einmal zu verlängern. Die redaktionelle Än- 
derung stellt sicher, dass in solchen Fällen die erforderliche 
Flexibilität besteht. 

Die Regelung in Absatz 2 Satz 4 gestattet es, im Falle einer 
Wiederbenennung des nationalen Mitglieds eine kürzere 
Amtszeit vorzusehen als „mindestens vier Jahre“. Der Euro- 
just-Beschluss steht dem nicht entgegen: Artikel 9 Absatz 1 
Satz 2 regelt lediglich, dass der Herkunftsmitgliedstaat das 


Mandat des nationalen Mitglieds verlängern kann. Eine 
Vorgabe dazu, dass auch die Verlängerung der Amtszeit ei- 
nen Zeitraum von „mindestens vier Jahren“ umfassen muss, 
enthält Artikel 9 Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses nicht. 
Insbesondere bei einer mehrfachen Wiederbenennung kann 
es sachgerecht sein, das Mandat des nationalen Mitglieds 
um weniger als vier Jahre zu verlängern. Dies wäre zum 
Beispiel denkbar, wenn das nationale Mitglied das gesetzli- 
che Pensionsalter bereits in weniger als vier Jahre erreicht. 
Auch bei der Entscheidung über die Dauer verlängerter 
Mandate ist aber sicherzustellen, dass ein reibungsloses 
Funktionieren von Eurojust möglich ist. Insbesondere ist 
Absatz 2 Satz 1 2. Halbsatz auch hier zu beachten. 

Absatz 2 Satz 5 trägt dem Umstand Rechnung, dass das na- 
tionale Mitglied nach Artikel 27a Absatz 3 des Eurojust-Be- 
schlusses als Verbindungsrichterin bzw. Verbindungsrichter 
oder als Verbindungsstaatsanwältin bzw. Verbindungsstaats- 
anwalt im Namen von Eurojust an Drittstaaten entsandt 
werden kann. In diesem Fall hat der Entsendungsstaat das 
nationale Mitglied von seinen Aufgaben am jeweiligen na- 
tionalen Tisch bei Eurojust zu entbinden. Der in Absatz 2 
Satz 1 EJG festgeschriebenen Mindestmandatsdauer kann 
dann keine Bedeutung zukommen. Satz 5 stellt dies aus- 
drücklich klar. Eine Sonderregelung gegenüber der allge- 
meinen Abberufungsregelung in Absatz 2 Satz 2 erscheint 
sachgerecht, weil es hier nicht um einen Fall der Abberu- 
fung gegen den Willen des nationalen Mitglieds geht. 
Artikel 27a Absatz 2 des Eurojust-Beschlusses setzt viel- 
mehr gerade die vorherige Zustimmung der Verbindungs- 
person zu seiner Entsendung voraus. 

Zu Nummer 3 (Änderung des § 2 - Unterstützende 
Personen) 

Die Anpassungen in Absatz 1 sind rechtstechnischer Art. 

Die Änderung von Absatz 2 ermöglicht es, künftig mehr als 
eine Person zu benennen, die zur Vertretung des nationalen 
Mitglieds berechtigt ist. Artikel 2 Absatz 5 Satz 2 des Euro- 
just-Beschlusses sieht diese Möglichkeit ausdrücklich vor. 
Eine entsprechende Öffnung soll auch im nationalen Recht 
erfolgen, um gegebenenfalls auf eine starke Belastung des 
nationalen Mitglieds und seiner Vertreterin oder seines Ver- 
treters reagieren zu können. Im Übrigen wird dieser Absatz 
redaktionell angepasst. 

Die Änderung von Absatz 3 Satz 2 EJG ist eine Folgeände- 
rung zur Ergänzung von § 1 Absatz 2 Satz 2 EJG. Der Ver- 
weis auf § 1 Absatz 2 Satz 2 EJG wird hier insoweit präzi- 
siert, als nur der erste Halbsatz von Satz 2 in Bezug genom- 
men wird. Hintergrund ist, dass Artikel 9 Absatz 1 Satz 3 
des Eurojust-Beschlusses nur bei der Abberufung der natio- 
nalen Mitglieder eine vorherige Unterrichtung des Rates 
vorschreibt. Für die Abberufung von unterstützenden Perso- 
nen gibt es keine entsprechende Unterrichtungspflicht der 
Mitgliedstaaten. Dem berechtigten Interesse des Rates und 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union daran 
zu wissen, welche Personen das nationale Mitglied unter- 
stützen, trägt Artikel 41 Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses 
Rechnung. Danach teilen die Mitgliedstaaten sowohl Euro- 
just als auch dem Generalsekretariat des Rates die Benen- 
nung der nationalen Mitglieder und der unterstützenden Per- 
sonen mit. Für die unterstützenden Personen soll deshalb 
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die Regelung in § 1 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz EJG 
nicht gelten. 

Für die unterstützenden Personen soll auch keine Anhebung 
der Mindestamtszeit in § 2 Absatz 3 EJG erfolgen. Anders 
als für die nationalen Mitglieder macht der Eurojust-Be- 
schluss zur Mindestamtszeit der unterstützenden Personen 
keine Vorgaben. Die geltende Regelung, nach der die Amts- 
zeit der unterstützenden Person im Regelfall zwei Jahre 
nicht unterschreiten soll, sichert einerseits eine angemes- 
sene personelle Kontinuität beim deutschen Tisch von Euro- 
just und gewährt andererseits eine ausreichende personelle 
Flexibilität (vg. bereits Begründung zu § 2 EJG, Bundes- 
tagsdrucksache 15/1719, S. 10). Hieran ist festzuhalten. 

Absatz 7 wird neu angefügt. Die Regelung erfolgt mit Blick 
auf Artikel 30 Absatz 2 Satz 4 des Eurojust-Beschlusses. 
Danach können die von den Mitgliedstaaten entsandten na- 
tionalen Sachverständigen auch das nationale Mitglied un- 
terstützen. Die Sachverständigen gehören dann allerdings 
nicht zu den unterstützenden Personen im Siime von 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b des Eurojust-Beschlusses, 
weil sie - jedenfalls formal - der Verwaltung von Eurojust 
unterstellt sind. Mit einem Einsatz von nationalen Sach- 
verständigen am sogenannten deutschen Tisch sind jedoch 
Organisationsfragen verbunden, die der Entscheidung des 
nationalen Mitglieds obliegen. Hierfür ist im nationalen 
Recht eine Regelung zu schaffen, die ausdrücklich vorsieht, 
dass die nationalen Sachverständigen, werm sie das natio- 
nale Mitglied unterstützen, dessen Weisungen unterliegen. 
Dienstrechtliche Befugnisse über die nationalen Sachver- 
ständigen stehen dem nationalen Mitglied nicht zu. Die 
Durchführungsbestimmungen, die das Eurojust-Kollegium 
nach Artikel 30 Absatz 2 Satz 5 des Eurojust-Beschlusses 
für die abgeordneten nationalen Sachverständigen festlegt, 
bleiben unberührt. 

Zu Nummer 4 (Änderung des § 3 - Aufgaben des natio- 
nalen Mitglieds; Dienstverkehr) 

Die Vorschrift wird inhaltlich erweitert, so dass die Über- 
schrift von § 3 EJG anzupassen ist. 

Mit dem neu eingefügten Absatz 1 Satz 1 EJG wird aus- 
drücklich im nationalen Recht verankert, dass das nationale 
Mitglied die Befugnisse ausübt, die ihm nach dem Eurojust- 
Beschluss übertragen sind. Dazu zählen abweichend zur 
früheren Rechtslage, nach der das nationale Mitglied ins- 
besondere über Befugnisse nach den Artikeln 5, 6 und 7 des 
Eurojust-Beschlusses alter Fassung verfügte, insbesondere 
auch die erweiterten Befugnisse nach Artikel 9b, 9e in Ver- 
bindung mit Artikel 9c und 9d, Artikel 13, 16 Absatz 5, 
Artikel 16a und 16b des Eurojust-Beschlusses. 

Absatz 1 Satz 2 sieht in Umsetzung von Artikel 9a Absatz 1 
Satz 1 des Eurojust-Beschlusses vor, dass die Befugnisse 
nach Artikel 9b und 9e, letztere in Verbindung mit Arti- 
kel 9c und 9d des Eurojust-Beschlusses, durch das nationale 
Mitglied „als zuständige nationale Behörde“ im Sinne des 
Eurojust-Beschlusses ausgeübt werden. Eine vergleichbare 
Regelung, in der das nationale Mitglied als zuständige deut- 
sche Behörde bezeichnet wird, enthält bereits der geltende 
§ 11 EJG. 

Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 bis 3 EJG setzen Artikel 9b 
Absatz 1 und 2 des Eurojust-Beschlusses um. Insbesondere 


im Hinblick auf die Geschäftswegeregelung in Artikel 9b 
Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses („Ersuchen ... zu emp- 
fangen, zu übermitteln ...“), erscheint eine ausdrückliche 
Regelung im nationalen Recht sachgerecht, s. Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1 . Dies gilt auch mit Blick darauf, dass etwa 
mit der Entgegennahme von Ersuchen Fristen in Gang ge- 
setzt werden körmten. Der Gesetzeswortlaut stellt dabei be- 
wusst nur auf Ersuchen ab, die die strafrechtliche Zusam- 
menarbeit mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
betreffen. Hier kann das nationale Mitglied sowohl Ersu- 
chen von den nationalen Mitgliedern anderer Mitglied- 
staaten als auch von deren Strafverfolgungsbehörden entge- 
germehmen. Gegenüber Drittstaaten soll, auch soweit diese 
Vertretungen bei Eurojust haben, kein neuer oder zusätzli- 
cher Geschäftsweg eröffnet werden. 

Mit dem Begriff „Ersuchen“ wird von dem Wortlaut des Ar- 
tikels 9b des Eurojust-Beschlusses abgewichen. Der Euro- 
just-Beschluss führt ausdrücklich aus, dass Ersuchen und 
Entscheidungen betreffend die justizielle Zusammenarbeit 
auch Rechtsakte umfassen, die auf dem Grundsatz der ge- 
genseitigen Anerkennung beruhen. In Anlehnung an den 
Sprachgebrauch des IRG soll hier aber der Begriff „Ersu- 
chen“ verwendet werden. Auch im IRG wurde bei der Um- 
setzung von europäischen Rechtsakten, die dem Grundsatz 
der gegenseitigen Anerkennung Geltung verleihen, an der 
im deutschen Recht üblichen Bezeichnung „Ersuchen“ fest- 
gehalten. 

Die übrigen in Artikel 9b des Eurojust-Beschlusses enthal- 
tenen „ordentlichen Befugnisse“ des nationalen Mitglieds, 
die sogenannten Mindestbefugnisse, sollen ebenfalls im na- 
tionalen Recht verankert werden. Die ausdrückliche Rege- 
lung der Befugnisse trägt der gestärkten Stellung des natio- 
nalen Mitglieds Rechnung. Die Regelung hat aber im We- 
sentlichen klarstellende Funktion. Denn die Befugnisse des 
nationalen Mitglieds entsprechen im Grundsatz denen, die 
es schon bislang berechtigterweise ausgeübt hat. Das natio- 
nale Mitglied kann die zuständigen deutschen Behörden bei 
ihrer Arbeit unterstützen, dadurch aber keine Kompetenzen 
zur Strafverfolgung an sich ziehen, die allein den nationalen 
Behörden zustehen. 

Soweit Artikel 9b Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses vor- 
sieht, dass die nationalen Mitglieder Ersuchen auch „über- 
wachen“ dürfen, ist damit nicht die Ausübung von Auf- 
sichtsbefugnissen gemeint. Es geht lediglich um ein „Nach- 
halten“ im Sinne einer unterstützenden Tätigkeit. Die engli- 
sche Textfassung, in der die Formulierung „follow up“ 
verwendet wird, ist insoweit klarer. Der Wortlaut von Satz 3 
Nummer 1 erfasst diese Befugnis des nationalen Mitglieds 
mit dem Begriff „unterstützen“. 

Nimmt das nationale Mitglied Aufgaben im Sinne von 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wahr, hat es die zuständigen 
deutschen Behörden hiervon umgehend zu unterrichten. 

Der Begriff der „zusätzlichen Maßnahmen“ in Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2 wird aus dem Eurojust-Beschluss über- 
nommen. Hierunter körmen Anregungen zu weiteren 
Ermittlungshandlungen fallen, aber beispielsweise auch die 
- unverbindliche - Bitte um ergänzende Angaben zur Erle- 
digung des Ersuchens. Der Gesetzestext verwendet anstelle 
des Wortes „bitten“, das in Artikel 9b Absatz 2 des Euro- 
just-Beschlusses gebraucht wird, die Formulierung „anre- 
gen“. Damit wird der Eindruck vermieden, dem nationalen 
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Mitglied würde hier ein verbindliches Weisungsrecht ge- 
genüber den deutschen Strafverfolgungsbehörden einge- 
räumt. Im deutschen Verwaltungssprachgebrauch stellen 
„Bitten“ traditionell verbindliche Weisungen dar. Das ist mit 
dem Eurojust-Beschluss indes nicht intendiert. Die engli- 
sche Textfassung des Beschlusses macht dies deutlich; dort 
wird die Formulierung „ask“ anstelle von „request“ ge- 
braucht. Aus diesem Grund soll im nationalen Recht an die- 
ser Stelle auch nicht das Wort „ersuchen“ verwendet wer- 
den. 

Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 dient der Umsetzung von 
Artikel 9e Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 9c und 9d des 
Eurojust-Beschlusses. Nach Artikel 9e Absatz 1 des Euro- 
just-Beschlusses sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die davon absehen, dem nationalen Mitglied Aufga- 
ben im Sinne der Artikel 9c und 9d zu übertragen, jedenfalls 
verpflichtet sicherzustellen, dass das nationale Mitglied in- 
soweit den zuständigen Behörden Vorschläge machen kann. 
Der Gesetzestext stellt dies klar. Im Hinblick auf die Ge- 
richte ist dabei die richterliche Unabhängigkeit zu beachten. 
Adressat der Vorschläge von Seiten des nationalen Mit- 
glieds wird deshalb in aller Regel die sachleitende Staatsan- 
waltschaft sein. 

Absatz 2 Satz 1 wird im Hinblick auf Artikel 13 Absatz 3 
des Eurojust-Beschlusses eingefügt. Die nationalen Mitglie- 
der von Eurojust sind berechtigt, ohne vorherige Zustim- 
mung der nationalen Behörden untereinander alle Infonna- 
tionen auszutauschen, die zur Wahrnehmung der Aufgaben 
von Eurojust erforderlich sind. Dazu gehört nach dem Euro- 
just-Beschluss auch, dass die jeweils anderen nationalen 
Mitglieder über einen Fall informiert werden, der sie be- 
trifft. Die Regelung hat klarstellende Funktion. Der Infor- 
mationsaustausch der nationalen Mitglieder von Eurojust 
untereinander gehörte schon bisher zu den Aufgaben der na- 
tionalen Mitglieder, siehe Artikel 13 Absatz 2 des Eurojust- 
Beschlusses alter Fassung. Wegen der gestärkten Stellung 
des nationalen Mitglieds und einem erwartungsgemäß wei- 
ter ansteigenden Informationsaustausch zwischen den natio- 
nalen Mitgliedern von Eurojust soll jedoch eine ausdrückli- 
che Regelung im nationalen Recht erfolgen. 

Die Aufnahme von Absatz 2 Satz 2 erfolgt mit Blick auf 
Artikel 9a Absatz 4 des Eurojust-Beschlusses. Danach sind 
von den Mitgliedstaaten Festlegungen zu dem Recht des na- 
tionalen Mitglieds zu treffen, gegenüber ausländischen Jus- 
tizbehörden tätig zu werden. Diese Regelung ist zwar nicht 
neu; sie entspricht Artikel 9 Absatz 3 Satz 2 des Eurojust- 
Beschlusses alter Fassung. Eine ausdrückliche Umsetzung 
ist dazu aber bisher nicht erfolgt. Sie soll jetzt im Hinblick 
darauf vorgenommen werden, dass ein Informationsaus- 
tausch mit Drittstaaten über das nationale Mitglied vor al- 
lem im Zusammenhang mit den sogenannten Koordinie- 
rungstreffen bei Eurojust an Bedeutung gewinnt. Es wird 
ausdrücklich geregelt, dass das nationale Mitglied zum In- 
formationsaustausch mit den Justizbehörden von Drittstaa- 
ten befugt ist. Werden Informationen an das Ausland weiter- 
gegeben, ist dafür die vorherige Zustimmung der zuständi- 
gen deutschen Behörde erforderlich. 

Absatz 3 setzt Artikel 25a Absatz 1 Buchstabe a des Euro- 
just-Beschlusses in das nationale Recht um. Die Regelung 
hat im Wesentlichen klarstellende Funktion: Wenn das na- 
tionale Mitglied der Ansicht ist, dass das Europäische Justi- 


zielle Netz in Strafsachen besser geeignet ist, einen be- 
stimmten Einzelfall zu erledigen, unterrichtet es die betrof- 
fenen deutschen Kontaktstellen des Netzes entsprechend. 
Im Interesse einer effektiven Strafverfolgung wird das na- 
tionale Mitglied dabei regelmäßig - über seine Verpflich- 
tungen nach dem Eurojust-Beschluss hinaus — anstreben, 
mit den betroffenen EJN-Kontaktstellen eine Einigung über 
die weitere Betreuung des Falles zu erzielen. 

Der bisherige Wortlaut von § 3 wird zu Absatz 4. ln Satz 1 
dieses Absatzes erfolgt außerdem eine redaktionelle Ände- 
rung, mit der die Zitierung angepasst wird. Eine inhaltliche 
Änderung ist damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 5 (Änderung des § 4 - Informationsübermitt- 
lung) 

ln den Absätzen 1 , 2 und 3 werden vor allem redaktionelle 
Änderungen am bereits geltenden Recht vorgenommen. 

Durch eine Ergänzung des bisherigen Wortlauts von § 4 
Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass die Pflichten zur In- 
fomiationsübemiittlung nach § 6 EJG zu beachten sind. 

Durch die Änderung der bisherigen Zitierung „Artikel 5 
bis 7“ in den Absätzen 1 bis 3 wird vermieden, dass auch 
der neue Artikel 5a des Eurojust-Beschlusses (Koordinie- 
rungsdauerdienst) in Bezug genommen wird. Dieser be- 
schreibt keine eigentliche inhaltliche Aufgabe, sondern be- 
trifft letztlich eine organisatorische Frage von Eurojust. Auf 
die Ausführungen im Allgemeinen Teil der Begründung zu 
Artikel 5 a wird verwiesen. 

Die redaktionelle Anpassung in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 
ist durch die Änderung von Artikel 8 des Eurojust-Be- 
schlusses bedingt. Hinzuweisen ist darauf, dass Artikel 8 
Satz 2 des Eurojust-Beschlusses den „reibungslosen Gang 
der laufenden Ermittlungen“, der bisher ein Ausnahmefall 
zur Begründungspflicht war, nicht mehr enthält. 

Mit der Anpassung des Wortlauts in Absatz 3 Satz 1 erster 
Teil wird - wie in Absatz 1 - klargestellt, dass die Pflichten 
zur Informationsübermittlung nach § 6 EJG zu beachten 
sind. 

Die Änderungen in Absatz 6 sind redaktioneller Natur. 

Zu Nummer 6 

Zu § 4a (Verwaltung von Arbeitsdateien und Index durch 
das nationale Mitglied) 

Mit den Vorschriften der §§ 4a bis 4d werden die Regelun- 
gen aus den Artikeln 16, 16a und 16b des Eurojust-Be- 
schlusses umgesetzt. Schon Artikel 16 Absatz 3 des Euro- 
just-Beschlusses alter Fassung sah die Führung von befristet 
geführten Arbeitsdateien durch die nationalen Mitglieder 
und die Führung eines sogenaimten Indexes durch Eurojust 
vor. Die Regelungen sind jetzt erweitert worden. Insbeson- 
dere sieht Artikel 16a Absatz 1 Satz 2 des Eurojust-Be- 
schlusses eine ausdrückliche Verantwortlichkeit des natio- 
nalen Mitglieds für die Verwaltung der von ihm angelegten 
Arbeitsdateien vor. Außerdem entscheidet das nationale 
Mitglied nach Artikel 16a Absatz 3 des Eurojust-Beschlus- 
ses, welche Infonnationen aus der Arbeitsdatei in den Index 
übernommen werden. Darüber hinaus hat das nationale Mit- 
glied nach Artikel 16a Absatz 2, nach Artikel 16b Absatz 1 
Buchstabe a und c sowie nach Artikel 1 6b Absatz 2 des 
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Eurojust-Beschlusses Entscheidungen über Zugriffsrechte 
auf Indexdatensätze und Arbeitsdateien zu treffen. Hierzu 
sollen ausdrückliche Regelungen im nationalen Recht ge- 
troffen werden, die zwischen (generellen) Zugangsrechten 
einerseits und (spezifischen) Zugriffsrechten andererseits 
differenzieren. Zugang hat, wer technisch angeschlossen 
und grundsätzlich berechtigt ist, auf Datensätze zuzugrei- 
fen. Zugriff hat, wer im Einzelfall von seiner allgemeinen 
Berechtigung Gebrauch machen darf. Die Regelungen zu 
den Zugriffsrechten differenzieren dabei mit Blick auf den 
Datenschutz danach, um wessen Zugriff es geht. Ihnen liegt 
mit Blick auf die Verantwortlichkeit des nationalen Mit- 
glieds für die von ihm angelegten Arbeitsdateien grundsätz- 
lich das Verständnis zugrunde, dass es sich bei den Zugriffs- 
rechten Dritter ausschließlich um Leserechte, nicht um 
Schreibrechte handelt. 

Mit § 4a Absatz 1 werden Artikel 1 6 Absatz 5 und Arti- 
kel 16a Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses umgesetzt. Das 
nationale Mitglied legt für jeden Fall, zu dem ihm Infonna- 
tionen von den deutschen Strafverfolgungsbehörden in 
Übereinstimmung mit dem Eurojust-Beschluss übermittelt 
werden, eine Arbeitsdatei an. Der Begriff der Arbeitsdatei 
wird gesetzlich definiert; erfasst sind nur elektronisch ge- 
führte Dateien (Satz 1). Das nationale Mitglied ist für die 
Verwaltung der von ihm angelegten Arbeitsdateien zustän- 
dig (Satz 2). 

Die Arbeitsdateien sind nach Artikel 1 6 Absatz 5 des Euro- 
just-Beschlusses „befristet zu führen“. Die im Eurojust-Be- 
schluss verwendete Formulierung ist allerdings unscharf 
und soll deshalb nicht in das nationale Recht übernommen 
werden. Das EJG verwendet lediglich den Begriff der Ar- 
beitsdatei. Ursprünglich sollte mit der Bezeichnung „befris- 
tet geführt“ wohl vor allem zum Ausdruck gebracht werden, 
dass eine Arbeitsdatei vorübergehend nur dem eigenen na- 
tionalen Tisch bei Eurojust zur Verfügung steht. Erst nach 
der Entscheidung des nationalen Mitglieds, den Fall im 
Eurojust-Kollegium offiziell als Eurojust-Fall zu eröffnen 
und dann auch betroffenen Tischen anderer Mitgliedstaaten 
Zugriff zu gewähren, wird aus der temporären Arbeitsdatei 
eine „Falldatei“ von Eurojust. Im heutigen Sprachgebrauch 
von Eurojust wird allerdings nicht mehr trennscharf zwi- 
schen temporären und anderen Arbeitsdateien unterschie- 
den; zumeist wird allgemein von „temporary work flies“ 
gesprochen. Dies hat im Eurojust-Beschluss seinen Nieder- 
schlag gefunden. Dessen ungeachtet ergeben sich aus 
Artikel 21 des Eurojust-Beschlusses Speicherfristen für per- 
sonenbezogene Daten. Diese müssen aber nicht in das natio- 
nale Recht umgesetzt bzw. in § 4a Absatz 1 begrifflich 
nachgezeichnet werden. 

Nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet das nationale Mitglied 
darüber, welche Informationen aus der Arbeitsdatei in den 
Index übernommen werden. Der Begriff des Indexes wird 
gesetzlich definiert. Außerdem wird geregelt, unter welchen 
Voraussetzungen eine Übernahme von Informationen in den 
Index erfolgt: Die Informationen müssen zur Aufgabener- 
füllung von Eurojust oder für Zwecke der Strafrechtspflege 
erforderlich sein. Die alternative Zulassung der beiden Vor- 
aussetzungen „zur Aufgabenerfüllung von Eurojust“ und 
„für die Zwecke der Strafrechtspflege erforderlich“ ist an 
dieser Stelle erforderlich und sachgerecht. Die Aufgaben 
von Eurojust werden europarechtlich festgelegt, s. insbeson- 


dere Artikel 3, 5, 6, 7 und 9b des Eurojust-Beschlusses, und 
können durch den deutschen Gesetzgeber nicht begrenzt 
oder erweitert werden. Es ist sicherzustellen, dass Eurojust 
seine gegenwärtigen und künftigen Aufgaben vollumfas- 
send erfüllen kann. Mit der ausdrücklichen Erwähnung der 
„Aufgaben von Eurojust“ wird unter anderem ein Gleich- 
klang mit § 4 EJG hergestellt. 

Für den nationalen Bereich wird dagegen auf die „Zwecke 
der Strafrechtspflege“ abgestellt; die Formulierung zieht 
sich durch alle Vorschriften in den §§ 4b bis 4d. Der Begriff 
„Strafrechtspflege“ ist an die in § 474 Absatz 1 der Straf- 
prozessordnung (StPO) für die (zweckumwandelnde) 
Akteneinsicht enthaltene Voraussetzung der Erforderlich- 
keit für „Zwecke der Rechtspflege“ angelehnt und bildet mit 
der Beschränkung auf die Strafrechtspflege einen Teil- 
bereich davon ab. 

Ein Auseinanderfallen der Begriffe „Aufgabenerfüllung von 
Eurojust“ und „Zwecke der Strafrechtspflege“ wird regel- 
mäßig nicht zu erwarten sein. Die im Eurojust-Beschluss 
genannten Ziele und Befugnisse dürften stets „für Zwecke 
der Strafrechtspflege“ erforderlich sein. Allerdings könnte 
die Frage auftreten, ob beispielsweise auch das Führen von 
Kriminalitätsstatistiken oder die Erstellung von Berichten 
über Tendenzen und Entwicklung der Kriminalität in 
Europa, die von Institutionen der Europäischen Union von 
Eurojust erbeten werden, der Strafrechtspflege dienen. Dies 
wird letztlich zu bejahen sein. Auslegungs- und Anwen- 
dungsprobleme werden jedenfalls vermieden, indem das 
Gesetz dem nationalen Mitglied eine Übernahme von Daten 
in den Index erlaubt, werm es zur Aufgabenerfüllung von 
Eurojust erforderlich ist. 

Der Umfang der Daten, die in den Index übernommen 
werden, wird durch den Verweis auf § 484 Absatz 1 Num- 
mern 1 bis 5 StPO beschränkt (Satz 1, 2. Halbsatz). Damit 
wird der Eurojust-Beschluss konkretisiert, der den nationa- 
len Mitgliedern in Artikel 16 Absatz 3 keine Vorgaben dazu 
macht, welche Daten sie in den Index zu übernehmen ha- 
ben. Auch Artikel 15 Absatz 1 („. . . darf Eurojust nur . . . ver- 
arbeiten ...“) und Artikel 16 Absatz 4 des Eurojust-Be- 
schlusses („... darf keine anderen personenbezogenen Da- 
ten als ... enthalten“) sehen bezogen auf die in dem Index 
aufzunehmenden Daten nur „Höchstgrenzen“ vor. 

Nach Satz 2 dürfen Informationen, die von deutschen Straf- 
verfolgungsbehörden ohne Ersuchen um Unterstützungsar- 
beit durch Eurojust an das nationale Mitglied übermittelt 
werden, nur in den Index aufgenommen werden, soweit die 
übermittelnde Stelle dem zuvor zugestimmt hat. Bei Infor- 
mationsübermittlungen ohne Ersuchen wird das nationale 
Mitglied nicht immer ersehen können, ob eine Übernahme 
der Informationen in den Index erforderlich ist. Deshalb soll 
gesetzlich geregelt werden, dass eine Übernahme nur mit 
Zustimmung der übermittelnden Stelle erfolgen darf. Aller- 
dings soll die Zustimmung der übermittelnden Stelle für das 
nationale Mitglied von Deutschland kein Handlungsgebot 
sein. Sprechen aus Sicht des nationalen Mitglieds trotz der 
Zustimmung der übermittelnden Stelle Gründe gegen eine 
Übernahme von Informationen in den Index, soll es entspre- 
chend verfahren können. Die Gesetzesformulierung stellt 
dies sicher. 

Zur Herstellung des Einvernehmens zwischen dem nationa- 
len Mitglied und der übermittelnden Stelle ist vorstellbar, in 
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Absprache mit den Ländern ein spezifisches innerstaatliches 
Verfahren vorzusehen. Dies könnte etwa durch die Entwick- 
lung einer standardisierten elektronischen Mitteilung erfol- 
gen, in der bereits bei der Datenübermittlung von den zu- 
ständigen nationalen Behörden angegeben wird, ob Beden- 
ken gegen den Zugriff Dritter oder gegen eine Übernahme 
der Daten in den Index bestehen. Einer gesetzlichen Rege- 
lung bedarf die weitere Ausgestaltung eines solchen Verfah- 
rens nicht. 

Zu § 4b (Zugang zu Index und Arbeitsdateien durch Euro- 
just- Anlaufstellen; Verordnungsennächtigung) 

Absatz 1 regelt den Zugang zu dem Index und zu den Ar- 
beitsdateien des Fallbearbeitungssystems von Eurojust 
durch die deutschen Eurojust-Anlaufstellen im Sinne von 
§ 7 EJG. Der Begriff des Fallbearbeitungssystems wird ge- 
setzlich definiert. 

Die Vorschrift setzt zunächst Artikel 16b Absatz 3 des Eu- 
rojust-Beschlusses um, der keine Einzelfallentscheidung be- 
trifft, sondern eine generelle Frage. Die Mitgliedstaaten sind 
gehalten, allgemein festzulegen, welche Behörden Zugang 
zu dem Index haben, also technisch angeschlossen werden 
und grundsätzlich berechtigt sind, auf die Indexdatenbank 
zuzugreifen. 

Entsprechendes gilt für den Zugang der deutschen Eurojust- 
Anlaufstellen zu den Arbeitsdateien des Fallbearbeitungs- 
systems. Hiermit wird Artikel 16b Absatz 1 Buchstabe b 
und c des Eurojust-Beschlusses umgesetzt. Wie bei dem Zu- 
gang zum Index geht es in § 4b Absatz 1 allein um die Ge- 
währung eines grundsätzlichen Zugangs zu den Arbeitsda- 
teien der nationalen Mitglieder aller Mitgliedstaaten, ln 
welchem Umfang die zugangsberechtigten deutschen Be- 
hörden tatsächlich auf die Arbeitsdateien ihres nationalen 
Mitglieds zugreifen dürfen, ist gemäß Artikel 1 6b Absatz 2 
des Eurojust-Beschlusses vom nationalen Mitglied zu ent- 
scheiden. Nach der Konzeption des Ratsbeschlusses geht es 
auch hier um einen automatisierten Zugriff und nicht um 
eine Einzelentscheidung des nationalen Mitglieds auf Ersu- 
chen, so dass abstrakt über das Zugriffsrecht zu entscheiden 
ist. Siehe hierzu die Absätze 3 und 4. 

Absatz 2 sieht vor, dass die in Absatz 1 bezeichneten Euro- 
just-Anlaufstellen zu einem automatisierten Zugriff auf die 
im Index enthaltenen einzelnen Datensätze berechtigt sind, 
wenn dies für die Strafrechtspflege erforderlich ist. Stam- 
men die Indexdatensätze von den nationalen Mitgliedern 
anderer Mitgliedstaaten, ist weitere Voraussetzung für den 
Zugriff, dass die jeweils zuständigen nationalen Mitglieder 
den Zugriff nicht verweigert haben. Die Vorschrift setzt 
Artikel 16b Absatz 1 Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses 
um. Danach kaim das nationale Mitglied den Zugriff auf 
seine Datensätze durch nationale Behörden im ln- und Aus- 
land verweigern. Die Entscheidung des nationalen Mit- 
glieds erfolgt dabei nicht anlässlich eines Zugriffsversuchs 
im Einzelfall, sondern allgemein für alle etwaigen künftigen 
Zugriffsversuche, ln Bezug auf die deutschen nationalen 
Behörden wird die Entscheidung des deutschen nationalen 
Mitglieds gesetzlich vorgegeben: Die Eurojust-Anlaufstel- 
len sind zugriffsberechtigt, weim dies für die Zwecke der 
Strafrechtspflege erforderlich ist. Damit wird (lediglich) die 
grundsätzliche Zugriffsbefugnis geregelt. Ob die deutschen 
Behörden im Einzelfall tatsächlich befugt sind, Indexdaten- 


sätze abzurufen, ist von ihnen in eigener Verantwortung an- 
hand des Kriteriums „erforderlich für die Zwecke der Straf- 
rechtspflege“ zu prüfen und zu entscheiden. 

Nach Absatz 3 Satz 1 kann das nationale Mitglied den Euro- 
just-Anlaufstellen im Sinne von Absatz 1 einen automati- 
sierten Zugriff auf die von ihm angelegten Arbeitsdateien 
gewähren, wenn dies für Zwecke der Strafrechtspflege er- 
forderlich ist. Der Regelungsansatz von Absatz 3 Satz 1 un- 
terscheidet sich insoweit von dem in Absatz 2: Nach 
Absatz 2 sind die deutschen Behörden kraft Gesetzes be- 
rechtigt, zuzugreifen, wenn dies für die Zwecke der Straf- 
rechtspflege erforderlich ist. Nach Absatz 3 „kaim“ der Zu- 
griff bei Vorliegen der Voraussetzung durch das nationale 
Mitglied gewährt werden. Damit wird der Regelungsansatz 
des Eurojust-Beschlusses nachgezeichnet. 

Satz 2 greift den Schutzgedanken aus § 4a Absatz 2 Satz 2 
auf. Werden Informationen ohne ein Ersuchen um Unter- 
stützung durch Eurojust übermittelt, wird der Zugriff auf die 
Arbeitsdateien des nationalen Mitglieds von Deutschland 
nur gewährt, soweit die übermittelnde Stelle dem zuge- 
stimmt hat (Satz 3). Auch bei erfolgter Zustimmung kann 
das nationale Mitglied entscheiden, den Zugriff nicht zu ge- 
währen. 

Satz 3 dient der Klarstellung. Hier wird ausdrücklich gere- 
gelt, dass die nationalen deutschen Behörden, die Zugang zu 
den Arbeitsdateien haben und denen das nationale Mitglied 
Zugriff auf die Arbeitsdateien gewährt hat, zusätzlich in ei- 
gener Verantwortung prüfen müssen, ob ihr Zugriff im Ein- 
zelfall für die Zwecke der Strafrechtspflege erforderlich ist. 
Diese Prüfung und Entscheidung der nationalen Behörden 
wird also durch die Entscheidung des nationalen Mitglieds 
nach Absatz 3 Satz 1 nicht ersetzt. 

Absatz 4 betrifft den Zugriff der deutschen Behörden im 
Sinne von Absatz 1 auf die Arbeitsdateien der nationalen 
Mitglieder anderer Mitgliedstaaten, siehe Artikel 16b 
Absatz 1 Buchstabe c des Eurojust-Beschlusses. Die allge- 
meine Zugangsberechtigung ergibt sich aus Absatz 1. ln 
welchem Umfang die zugangsberechtigten deutschen Be- 
hörden tatsächlich auf die Arbeitsdateien der anderen natio- 
nalen Mitglieder zugreifen dürfen, ist vom deutschen natio- 
nalen Mitglied zu entscheiden (Artikel 16b Absatz 2 des 
Eurojust-Beschlusses). Im Gleichklang mit Absatz 3 wird 
geregelt, dass das nationale Mitglied - sofern es selbst Zu- 
gang zu den entsprechenden Arbeitsdateien hat - Zugriff 
gewähren kann, wenn dies für die Zwecke der Strafrechts- 
pflege erforderlich ist. Zusätzlich dürfen die jeweils zustän- 
digen nationalen Mitglieder der anderen Mitgliedstaaten 
den Zugriff nicht verweigert haben. Darüber hinaus gilt 
Absatz 3 Satz 3 entsprechend. Auch hier müssen also die 
deutschen Behörden in eigener Verantwortung prüfen, ob 
ihr Zugriff auf die Arbeitsdateien des nationalen Mitglieds 
eines anderen Mitgliedstaats im Einzelfall für die Zwecke 
der Strafrechtspflege erforderlich ist. 

Absatz 5 enthält mit Blick auf Artikel 16b Absatz 3 des Eu- 
rojust-Beschlusses eine Verordnungsemiächtigung. Danach 
kann das Bundesministerium der Justiz nach Anhörung des 
nationalen Mitglieds festlegen, ob und in welchem Umfang 
neben den Eurojust-Anlaufstellen nach Absatz 1 auch wei- 
tere nationale Behörden, die Teil des nationalen Eurojust- 
Koordinierungssystems im Sinne von Artikel 12 Absatz 2 
des Eurojust-Beschlusses und an das Fallbearbeitungssys- 
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tem von Eurojust angebunden sind, Zugang zu Index und 
Arbeitsdateien und Zugriff auf die dortigen Datensätze ha- 
ben sollen. Die Verordnungsermächtigung hat Bedeutung 
für die Personen und Stellen im Sinne von Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe d des Eurojust-Beschlusses. Diese kön- 
nen gemäß Artikel 12 Absatz 6 des Eurojust-Beschlusses an 
das Fallbearbeitungssystem angeschlossen werden. Die Ent- 
scheidung über die technische Anbindung ist allerdings 
nicht durch Deutschland, sondern von Eurojust zu treffen. 
Die Frage, ob Personen und Stellen im Sinne von Artikel 12 
Absatz 2 Buchstabe d des Eurojust-Beschlusses Zugang er- 
halten sollten, wird sich beantworten lassen, nachdem erste 
praktische Erfahrungen mit dem Eurojust-Beschluss vorlie- 
gen. Die Verordnungsermächtigung schafft dafür die Vor- 
aussetzung, ohne inhaltliche Vorfestlegungen zu treffen. Da 
es siimvoll sein kann, diesen Personen und Stellen nicht nur 
Zugang zu dem Index, sondern auch zu den Arbeitsdateien 
zu gewähren, soll auch dafür - über die Vorgaben des Euro- 
just-Beschlusses hinaus - eine Regelungsmöglichkeit im 
Verordnungswege vorgesehen werden. 

Zu § 4c (Weitergabe von Informationen durch Eurojust- 
Anlaufstellen) 

Die Regelung stellt klar, dass Eurojust-Anlaufstellen nach 
§ 4b Absatz 1 berechtigt sind, Informationen, die sie durch 
den Zugriff auf Indexdatensätze und Arbeitsdateien erhalten 
haben, in dem Umfang, wie es für Zwecke der Strafrechts- 
pflege erforderlich ist, an die zuständigen nationalen Behör- 
den weiterzugeben. 

Zu § 4d (Zugriff auf Indexdatensätze und Arbeitsdateien 
des nationalen Mitglieds durch andere als deutsche 
Stellen) 

Regelungen zum Zugangsrecht zu Index und Arbeitsdateien 
für die nationalen Mitglieder der übrigen Mitgliedstaaten, 
für Eurojust-Mitarbeiter oder für ausländische Behörden 
kann der deutsche Gesetzgeber nicht treffen (zum Unter- 
schied zwischen „Zugang“ und „Zugriff ‘ s. Begründung zu 
§ 4a). Dies ist Sache der jeweiligen Mitgliedstaaten oder 
wird durch den Eurojust-Beschluss (Artikel 18) festgelegt. 
Auch das nationale Mitglied von Deutschland kann hierzu 
keine Entscheidungen treffen. Nach der derzeitigen Praxis 
haben alle nationalen Tische und die autorisierten Mitarbei- 
ter und Mitarbeiterinnen von Eurojust Zugang zu dem Index 
und Zugriff auf die darin enthaltenen Indexdatensätze. 

Das nationale Mitglied entscheidet aber darüber, ob die na- 
tionalen Behörden der anderen Mitgliedstaaten auf seine In- 
dexdatensätze zugreifen dürfen, wenn diese Behörden an 
das Fallbearbeitungssystem angebunden sind, Artikel 16b 
Absatz 1 Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses. Diese Vor- 
gabe wird mit Absatz 1 umgesetzt. Die Entscheidung des 
nationalen Mitglieds erfolgt dabei nicht anlässlich eines Zu- 
griffsversuchs auf Indexdatensätze im Einzelfall, sondern 
allgemein für alle etwaigen künftigen Zugriffsversuche. In- 
wieweit das nationale Mitglied von Deutschland dabei tech- 
nisch in der Lage sein wird, zwischen unterschiedlichen Ka- 
tegorien von Behörden (z. B.: nach Mitgliedstaaten, nach 
Funktion der Anlaufstelle) zu differenzieren, ist derzeit 
nicht absehbar. Hinsichtlich der Frage, wie weit die Zu- 
griffsrechte der ausländischen Behörden auf Indexdaten- 
sätze des deutschen nationalen Mitglieds reichen sollen, ist 


auch der Geist des Eurojust-Beschlusses zu beachten. Der 
Wortlaut von Artikel 16b Absatz 1 Buchstabe a („es sei 
deim“) deutet darauf hin, dass regelmäßig ein Zugriff er- 
folgt und das nationale Mitglied diesen nur ausnahmsweise 
verweigert. Absatz 1 konkretisiert in diesem Sinne, wie das 
nationale Mitglied seine Entscheidung zu treffen hat. Das 
nationale Mitglied „gewährt“ den nationalen Behörden an- 
derer Mitgliedstaaten einen automatisierten Zugriff auf die 
von ihm angelegten Indexdatensätze, werm dies für Zwecke 
der Strafrechtspflege erforderlich ist. 

Absatz 2 Satz 1 betrifft den Zugriff auf die Arbeitsdateien 
des nationalen Mitglieds von Deutschland durch die natio- 
nalen Mitglieder anderer Mitgliedstaaten oder durch befugte 
Bedienstete von Eurojust. Die Regelung setzt Artikel 16a 
Absatz 2 des Eurojust-Beschlusses um und lehnt sich eng an 
den dortigen Wortlaut an, jedoch mit einer Ausnahme: Nach 
den Vorgaben des Eurojust-Beschlusses entscheidet das na- 
tionale Mitglied „in jedem Einzelfall“, ob es den vorstehend 
genaimten Personen den Zugriff auf die Dateien „ganz oder 
teilweise“ gewährt. Die Formulierung „im Einzelfall“ meint 
dabei allerdings nicht, dass über jeden einzelnen Zugriff 
entschieden werden müsste. Deshalb wird im nationalen 
Recht darauf verzichtet, den Begriff „Einzelfall“ zu verwen- 
den. Vielmehr soll das nationale Mitglied im Hinblick auf 
,jede einzelne Akte“ über die Zugriffsrechte entscheiden - 
im Unterschied zum Beispiel zu: „Staat X darf nie, Staat Y 
darf immer zugreifen“. Fällt die Entscheidung positiv aus, 
haben die berechtigten Personen einen automatisierten Zu- 
griff auf die jeweilige Arbeitsdatei. Das nationale Mitglied 
gewährt den Zugriff, wenn dieser zur Aufgabenerfüllung 
von Eurojust oder für die Zwecke der Strafrechtspflege er- 
forderlich ist. Wie bei § 4a Absatz 2 stehen die Vorausset- 
zungen „zur Aufgabenerfüllung von Eurojust erforderlich“ 
und „für die Zwecke der Strafrechtspflege erforderlich“ al- 
ternativ nebeneinander. Damit wird einerseits der Wortlaut 
von Artikel 16a Absatz 2 des Eurojust-Beschlusses aufge- 
griffen, andererseits ein Gleichklang mit den übrigen Rege- 
lungen in den §§ 4a und 4b hergestellt. Nach der derzeitigen 
Rechtspraxis bei Eurojust werden Arbeitsdateien üblicher- 
weise - sofern nicht im Einzelfall etwas dagegen spricht - 
mit den nationalen Mitgliedern anderer Mitgliedstaaten ge- 
teilt, die um Unterstützung gebeten werden. Auch Mitarbei- 
ter und Mitarbeiterinnen von Eurojust greifen zu, werm sie 
als sogenannte „Gase Management Assistants“ dazu von 
(anderen) nationalen Mitgliedern autorisiert wurden. 

Werden Informationen nach § 6 Absatz 1 Satz 2 ohne Ersu- 
chen an Eurojust übermittelt, wird der Zugriff nur gewährt, 
soweit die übermittelnde Stelle dem zugestimmt hat 
(Satz 2). Auch bei erfolgter Zustimmung kann das nationale 
Mitglied entscheiden, den Zugriff nicht zu gewähren, vgl. 
§ 4a Absatz 2 Satz 2 und § 4b Absatz 3 Satz 2. 

Absatz 3 regelt den Zugriff von nationalen Behörden ande- 
rer Mitgliedstaaten auf die Arbeitsdateien des nationalen 
Mitglieds von Deutschland. Die Regelung dient der Umset- 
zung von Artikel 16b Absatz 1 Buchstabe c des Eurojust- 
Beschlusses. Der Zugriff wird auf Ersuchen im Einzelfall 
gewährt; er erfolgt nicht automatisiert. Der Zugriff setzt vo- 
raus, dass er für die Zwecke der Strafrechtspflege erforder- 
lich ist (Satz 1). Darüber hinaus gilt Absatz 2 Satz 2 ent- 
sprechend: Werden also Informationen nach § 6 Absatz 1 
Satz 2 ohne Ersuchen an Eurojust übermittelt, wird ein Zu- 
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griff nur gewährt, soweit die übermittelnde Stelle zuge- 
stimmt hat (Satz 2). 

Zu Nummer 7 (Änderung des § 5 - Ersuchen und schrift- 
liche Stellungnahmen des Kollegiums 
und Ersuchen des nationalen Mitglieds) 

Die Überschrift wird mit Blick auf die angefiigten Absätze 4 
und 5 erweitert. Die Änderung in Absatz 1 ist redaktioneller 
Natur. Der Wortlaut von Absatz 3 Satz 2 wird an den geän- 
derten Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses angepasst. Der 
dort verwendete Begriff „operative Gründe“ wird in das na- 
tionale Recht übernommen. Aus Artikel 8 des Eurojust-Be- 
schlusses ergibt sich, dass darunter „wesentliche nationale 
Sicherheitsinteressen“ oder die „Sicherheit von Personen“ 
fallen. 

Die Aufnahme der Absätze 4 und 5 beruht auf der Erweite- 
rung von Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses, der eine Un- 
terrichtungspflicht der ersuchten Stellen auch dann vorsieht, 
wenn Ersuchen des nationalen Mitglieds nach Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses und schrift- 
lichen Stellungnahmen des Kollegiums im Sinne von 
Artikel 7 Absatz 2 und 3 des Eurojust-Beschlusses nicht 
nachgekommen werden soll. Nach Absatz 4 gelangt der in 
§ 5 Absatz 1 und 2 geregelte Konsultationsprozess auch 
dann zur Anwendung, wenn schriftlichen Stellungnahmen 
des Kollegiums nicht gefolgt werden soll. Darüber hinaus 
ist die Entscheidung zu begründen. Für die Ablehnung von 
Ersuchen des nationalen Mitglieds passt der Konsultations- 
prozess dagegen nicht. Hier ist nach den Vorgaben von 
Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses lediglich sicherzustel- 
len, dass eine Begründung der ablehnenden Entscheidung 
gegenüber Eurojust erfolgt. Absatz 5 erklärt deshalb die Be- 
gründungspflicht aus Absatz 3 für entsprechend anwendbar. 

Zu Nummer 8 (Neufassung des § 6 - Unterrichtung des 

nationalen Mitglieds durch die zuständigen 
deutschen Behörden) 

Mit der Neufassung von § 6 werden die Informationspflich- 
ten in Artikel 13 des Eurojust-Beschlusses in das nationale 
Recht umgesetzt. In den in Absatz 1 genannten Fällen ist 
das nationale Mitglied bei Eurojust von den zuständigen 
deutschen Behörden zu unterrichten, sofern nicht die Aus- 
nahmeregelung in Absatz 2 (Beeinträchtigung von nationa- 
len Sicherheitsinteressen oder Gefährdung der Sicherheit 
von Personen) greift. 

Der Umfang der mitzuteilenden Daten richtet sich nach § 6 
Absatz 1 Satz 4. § 6 EJG in seiner bisherigen Fassung ba- 
sierte auf der Einschätzung, dass für die Unterrichtung des 
nationalen Mitglieds keine Übermittlung von personenbezo- 
genen Daten erforderlich ist, so dass die Vorschrift keine 
Grundlage für die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten enthielt (vgl. Bundestagsdrucksache 15/1719, S. 13). 
Insbesondere mit Blick auf die Liste zu Artikel 13 Absatz 10 
im Anhang zum Eurojust-Beschluss wird aber deutlich, dass 
zumindest bei einigen Fallgruppen der Unterrichtungspflicht 
auch an die Übermittlung bestimmter personenbezogener 
Daten gedacht ist. So werden beispielsweise in Nummer 2 
Buchstabe a, Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 4 Buch- 
stabe b der Liste Angaben zur Identifizierung der Person, die 
von den strafrechtlichen Ermittlungen betroffen ist, erbeten. 
Absatz 1 Satz 4 nimmt auf diese Liste ausdrücklich Bezug. 


Insoweit enthält § 6 durchaus die Grundlage für die Über- 
mittlung personenbezogener Daten, soweit diese verfügbar 
sind. 

Die Unterrichtungspflichten in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2 entsprechen im Kern den schon bisher nach § 6 EJG 
bestehenden Verpflichtungen: 

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist das nationale Mitglied 
zu unterrichten, wenn eine gemeinsame Ermittlungsgruppe 
eingesetzt wird. Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 5 des 
Eurojust-Beschlusses um. Vorgaben zum Zeitpunkt der Un- 
terrichtung macht Artikel 1 3 Absatz 5 des Eurojust-Be- 
schlusses nicht. Bereits der bisherige § 6 Nummer 1 EJG 
hat aber den Zeitpunkt der Unterrichtung bestimmt 
(„wenn . . . beabsichtigen“). Hieran wird festgehalten. Es 
entspricht dem Sinn der Informationspflichten, dass Euro- 
just frühzeitig eingebunden wird, damit es unter Umständen 
seine Unterstützung bei der Einrichtung der gemeinsames 
Ermittlungsgruppe anbieten bzw. um Teilnahme nach 
Artikel 9f des Eurojust-Beschlusses bitten kann. Neu hinzu- 
gekommen ist die Verpflichtung, auch über die Arbeitser- 
gebnisse der gemeinsamen Ermittlungsgruppen zu unter- 
richten. Der Eurojust-Beschluss enthält dabei keine näheren 
Angaben zur Auslegung des Begriffs „Arbeitsergebnisse“. 
Das Gesetz übernimmt den Begriff in dem Verständnis, dass 
die Mitteilung von wesentlichen oder abschließenden Ar- 
beitsergebnissen durch die deutschen Strafverfolgungsbe- 
hörden regelmäßig ausreichen wird. Ein Informationsdefizit 
für Eurojust ergibt sich daraus nicht. Wenn das nationale 
Mitglied von Eurojust nach Artikel 9f des Eurojust-Be- 
schlusses unmittelbar in die Arbeit der gemeinsamen Er- 
mittlungsgruppe eingebunden ist, verfügt Eurojust ohnedies 
über weitere Infonnationen. Die Infonnationspflicht nach 
Nummer 1 greift im Übrigen nur ein, werm die gemeinsame 
Ermittlungsgruppe auf der Grundlage von Artikel 13 des 
Übereinkommens vom 29. Mai 2000 über die Rechtshilfe in 
Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder auf der Grundlage des Rahmenbeschlusses 
2002/465/JI des Rates vom 13. Juli 2002 über gemeinsame 
Ermittlungsgruppen eingesetzt wird. Vorgaben zum Umfang 
der mitzuteilenden Informationen - soweit diese verfügbar 
sind - ergeben sich aus dem Anhang zum Eurojust-Be- 
schluss, auf den in § 6 Absatz 1 Satz 4 EJG ausdrücklich 
Bezug genommen wird. 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 entspricht im Wesentlichen dem 
bisher geltenden Recht. Lediglich der bisherige Verweis auf 
Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses alter Fassung ist entfal- 
len. Die Einschränkung der Mitteilungspflicht in Fällen, in 
denen wesentliche nationale Sicherheitsinteressen oder die 
Sicherheit von Personen gefährdet sind, wird hier also nicht 
mehr erwähnt. Es handelt sich insoweit um eine redaktio- 
nelle, keine inhaltliche Änderung. Grund dafür ist, dass 
Artikel 13 Absatz 8 des Eurojust-Beschlusses eine allge- 
meine Ausnahme von den Informationspflichten vorsieht. 
Eine Bezugnahme auf Artikel 8 des Eurojust-Beschlusses 
erfolgt dabei nicht, wenngleich zwischen den Regelungen 
ein Gleichklang besteht. Artikel 13 Absatz 8 wird für alle 
Fallgruppen des Absatzes 1 einheitlich im nationalen Recht, 
nämlich in Absatz 2, umgesetzt. Zu den inhaltlichen Abwei- 
chungen der Ausnahmevorschrift gegenüber Artikel 8 des 
Eurojust-Beschlusses alter Fassung wird auf die Begrün- 
dung zu § 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 verwiesen. 
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Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 sieht gegenüber der bisherigen 
Rechtslage erweiterte Unterrichtungspflichten vor. Die Re- 
gelung setzt Artikel 13 Absatz 6 des Eurojust-Beschlusses 
um. Das nationale Mitglied ist in Fällen zu unterrichten, bei 
denen mindestens drei Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union beteiligt sind und an mindestens zwei Mitgliedstaa- 
ten Ersuchen gerichtet wurden, sofern zusätzlich eine der 
drei folgenden - alternativen - Voraussetzungen vorliegt: 

- Die zugrunde liegende Straftat ist in der Liste von 
Artikel 13 Absatz 6 Buchstabe a des Eurojust-Beschlus- 
ses aufgeführt und die vorgesehene Sanktion erreicht ein 
vorgeschriebenes Mindesthöchstmaß. Letzteres ist von 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union festzule- 
gen. Die Bezeichnungen der Straftaten in der Liste des 
Eurojust-Beschlusses folgen nicht den deutschen straf- 
rechtlichen Definitionen und sollen deshalb auch nicht in 
das nationale Recht übernommen werden. Stattdessen 
wird statisch auf die Liste in Artikel 13 Absatz 6 des Eu- 
rojust-Beschlusses verwiesen. Entscheidend für die Zu- 
ordnung zu einer Listentat ist die Definition durch die 
zuständigen nationalen Behörden. Gleiches gilt für die 
Beurteilung der relevanten Mindesthöchststrafe, die 
ebenfalls nach deutschem Recht vorzunehmen ist. Für 
Deutschland soll das maßgebliche Mindesthöchstmaß 
für Freiheitsstrafen und Maßregeln der Besserung und 
Sicherung bei sechs Jahren - und damit in Bezug auf 
Freiheitsstrafen faktisch bei zehn Jahren - liegen. Da der 
Eurojust-Beschluss keine Vorgaben dazu macht, ob be- 
züglich des Mindesthöchstmaßes auch auf Strafschär- 
fungen (besonders schwere Fälle) oder Strafmilderungen 
(minder schwere Fälle) abzustellen ist, kann im Interesse 
einer europarechtskonfonnen Umsetzung im nationalen 
Recht ebenfalls keine Einschränkung der Unterrich- 
tungspflichten in dem Sinne vorgenommen werden, dass 
allein auf das Grunddelikt bzw. auf Qualifikations- und 
Privilegierungstatbestände, die selbständige Delikte 
sind, abzustellen ist. Deshalb wird gesetzlich geregelt, 
dass für die Einordnung als Straftat sowohl Schärfungen 
für besonders schwere Fälle als auch Milderungen für 
minder schwere Fälle zu berücksichtigen sind. Milde- 
rungen nach den Vorschriften des allgemeinen Teils des 
Strafgesetzbuchs (StGB) bleiben außer Betracht. Das ge- 
wählte Mindesthöchstmaß von sechs Jahren stellt sicher, 
dass Eurojust Informationen über schwerere Straftaten 
zur Verfügung stehen, ohne dass die nationalen Strafver- 
folgungsbehörden übermäßig belastet werden. 

Während in der deutschen Textfassung des Eurojust-Be- 
schlusses für die Informationspflichten auf „freiheitsent- 
ziehende Maßregeln der Sichemng“ Bezug genommen 
wird, enthält der englische Text die Formulierung „de- 
tention order“. ln Anlehnung an eingeführte Übersetzun- 
gen dieses Begriffs (vgl. Artikel 1 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens) und mit Rücksicht dar- 
auf, dass das deutsche Recht nicht zwischen Maßregeln 
der Besserung und solchen der Sicherung unterscheidet 
(§ 61 StGB), soll im nationalen Recht auf freiheitsent- 
ziehende Maßregeln der Besserung und Sicherung abge- 
stellt werden. Insoweit folgt aus der Festlegung des Min- 
desthöchstmaßes von sechs Jahren, dass die Maßregel 
der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt nach § 64 
StGB als mögliche Rechtsfolge keine Unterrichtungs- 
pflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a 


begründen kann. Denn die Dauer der Unterbringung in 
einer Entziehungsanstalt darf gemäß § 67d Absatz 1 
Satz 1 StGB zwei Jahre nicht übersteigen. Die Möglich- 
keit einer Fristverlängerung nach § 67d Absatz 1 Satz 3 
StGB ändert daran nichts, weil deren Eingreifen von der 
Verurteilung und dem konkreten Vollstreckungsverlauf 
abhängt. Demgegenüber können die Maßregeln der Un- 
terbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§63 
StGB) und der Sicherungsverwahrung (§ 66 ff StGB) 
als mögliche Rechtsfolgen wegen der Möglichkeit ihrer 
unbefristeten Fortdauer eine Unterrichtungspflicht be- 
gründen. Allerdings wird dies in Fällen, in denen die in 
Rede stehende Straftat nicht zugleich im Höchstmaß mit 
mindestens sechs Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist, nur 
ausnahmsweise in Betracht kommen. Denn regelmäßig 
wird im Ermittlungsverfahren nicht himeichend abseh- 
bar sein, ob die Voraussetzungen für eine Unterbringung 
im psychiatrischen Krankenhaus oder in der Sicherungs- 
verwahrung vorliegen. Ist dies ausnahmsweise doch der 
Fall, greift die Unterrichtungspflicht unabhängig davon, 
wie lang die Unterbringung voraussichtlich konkret an- 
dauern wird. 

Es gibt faktische Anzeichen dafür, dass eine kriminelle 
Organisation beteiligt ist. Die Regelung setzt Artikel 13 
Absatz 6 Buchstabe b des Eurojust-Beschlusses um und 
übernimmt dessen Wortgebrauch („kriminelle Organisa- 
tion“) in das nationale Recht. Da die englische Textfas- 
sung den Begriff „criminal Organisation“ verwendet, 
wäre zwar auch die Übersetzung „kriminelle Vereini- 
gung“ denkbar. Sowohl der Eurojust-Beschluss alter 
Fassung als auch der aktuelle Eurojust-Beschluss kennen 
beide Formen der Übersetzung. Der Begriff „kriminelle 
Vereinigung“ soll hier aber nicht verwendet werden. Mit 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b soll nicht le- 
diglich auf § 129 StGB Bezug genommen werden, weil 
dies zu einer zu weitgehenden Beschränkung der Unter- 
richtungspflichten führte, die dem Geist des Eurojust- 
Beschlusses nicht entspräche. Es erscheint vielmehr 
sachgerecht, dass Eurojust auch andere Fälle von Krimi- 
nalität, die von einer Mehrzahl von Personen in organi- 
sierter Form begangen wird, mitgeteilt werden, sofern 
die weiteren Voraussetzungen von § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 vorliegen: Es müssen mindestens drei Mit- 
gliedstaaten beteiligt und Ersuchen an mindestens zwei 
Mitgliedstaaten gerichtet worden sein. Ein grenzüber- 
schreitender Bezug und eine gewisse Bedeutung der zu- 
grundeliegenden Straftat sind so sichergestellt; sie recht- 
fertigen die Unterrichtungspflicht. 

Es gibt faktische Anzeichen dafür, dass der Fall erhebli- 
che grenzüberschreitende Ausmaße annehmen oder Aus- 
wirkungen auf die Europäische Union als Ganzes haben 
könnte oder dass andere Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union betroffen sein könnten als die, die bereits 
unmittelbar beteiligt sind. Artikel 13 Absatz 6 Buch- 
stabe c des Eurojust-Beschlusses verwendet dabei - im 
Gegensatz zu Artikel 1 3 Absatz 6 Buchstabe b - ledig- 
lich den Begriff „Anzeichen“ anstelle von „faktischen 
Anzeichen“. Diese Differenzierung soll nicht in das na- 
tionale Recht übernommen werden, vielmehr soll in § 6 
Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b und c einheitlich von „fak- 
tischen Anzeichen“ gesprochen werden. Der unter- 
schiedliche Sprachgebrauch in Buchstabe b und c von 
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Artikel 13 Absatz 6 des Eurojust-Beschlusses scheint 
auf einer redaktionellen Ungenauigkeit zu beruhen. Im 
Interesse einer grundrechtsschonenden Umsetzung des 
Eurojust-Beschlusses und in Anlehnung an den in der 
Strafprozessordnung verwendeten Begriff der „tatsächli- 
chen Anhaltspunkte“ wird im nationalen Recht der en- 
gere Begriff verwendet. 

Liegen die genannten Voraussetzungen vor, hat die Unter- 
richtung durch die Mitgliedstaaten nach Artikel 13 Absatz 6 
des Eurojust-Beschlusses „ohne unnötige Verzögerung“ zu 
erfolgen. Die Frist wird in den Gesetzestext von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 nicht übernommen, um einen 
Gleichklang mit den übrigen Unterrichtungspflichten nach 
§ 6 herzustellen. Für die Unterrichtung nach Artikel 13 
Absatz 5 und 7 des Eurojust-Beschlusses gibt es keine euro- 
parechtlich vorgegebenen Fristen. Auch der bisherige 
§ 6 Nummer 2 EJG enthielt keine Vorgaben zum Unterrich- 
tungszeitpunkt, so dass der Verzicht auf eine entsprechende 
Präzisierung im nationalen Recht nicht neu ist. Dem gesam- 
ten § 6 EJG liegt aber das Verständnis zugrunde, dass jed- 
wede Unterrichtungspflicht von den deutschen Strafverfol- 
gungsbehörden ohne unnötige Verzögerung erfüllt wird. Hin- 
sichtlich einer etwaig erforderlichen Korrektur bzw. einer 
Aktualisierung der übermittelten Daten durch die deutschen 
Behörden gilt § 4 Absatz 5 EJG, s. Begründung zu Absatz 4. 

Die Unterrichtungspflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
wird ausgelöst, nachdem ein Ersuchen an den zweiten Mit- 
gliedstaat gestellt wurde (siehe auch die englische Textfas- 
sung: „have been transmitted“). Nach dem Wortlaut des Eu- 
rojust-Beschlusses ist die Unterrichtungspflicht der Mit- 
gliedstaaten nicht daran geknüpft, dass es sich um ein Ersu- 
chen ihrer eigenen nationalen Behörden an das europäische 
Ausland handelt. Auch eingehende Ersuchen können also 
eine Unterrichtungspflicht für die deutschen Strafverfol- 
gungsbehörden auslösen. Das nationale Recht übernimmt 
diesen Ansatz in dem Verständnis, dass eine Unterrichtung 
des nationalen Mitglieds über schwerwiegende grenzüber- 
schreitende Fälle von Kriminalität durch die deutschen Be- 
hörden auch dann sinnvoll ist, wenn es sich um ein auslän- 
disches Ersuchen handelt und die deutschen Strafverfol- 
gungsbehörden die Voraussetzungen einer Unterrichtungs- 
pflicht für gegeben halten. Eine Antwort auf das Ersuchen 
ist regelmäßig nicht abzuwarten, bevor Eurojust informiert 
wird. Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, dass der 
Annex zu Artikel 13 Absatz 6 des Eurojust-Beschlusses An- 
gaben zur Erledigung des Ersuchens vorsieht, s. Nummer 2 
Buchstabe d Ziffer v des Annexes. Denn bei den Mindestan- 
gaben nach dem Annex handelt es sich nicht um Pflichtan- 
gaben, s. die Begründung zu § 6 Absatz 1 Satz 4. Dem Ziel 
des Eurojust-Beschlusses entspricht es, Eurojust möglichst 
frühzeitig zu informieren. Der Fall der Erledigung eines Er- 
suchens kann jedoch unter Umständen Anlass sein, bereits 
übennittelte Informationen zu aktualisieren. 

Die Unterrichtungspflichten nach Artikel 1 3 Absatz 6 des 
Eurojust-Beschlusses fallen grundsätzlich unabhängig da- 
von an, ob die zugrundeliegenden Ersuchen an andere Mit- 
gliedstaaten auf die Durchführung von Ermittlungsmaßnah- 
men oder z. B. auf das bloße Übersenden von Strafregister- 
auszügen gerichtet sind. Der Eurojust-Beschluss trifft keine 
Ausnahmeregelungen für „Routinesachen“. Deshalb kann 
auch § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 insoweit keine Ausnah- 
meregelung vorsehen, ln der europäischen Praxis wird sich 


eine sachgerechte Handhabung von Artikel 1 3 Absatz 6 des 
Eurojust-Beschlusses herausbilden müssen, damit weder 
Eurojust mit einer unnötigen Datenfülle noch die nationalen 
Strafverfolgungsbehörden mit unnötigen Informations- 
pflichten belastet werden und auch der Austausch von per- 
sonenbezogenen Daten so sparsam wie möglich erfolgt. 

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ist das nationale Mitglied 
über Fälle zu unterrichten, in denen unter den Mitglied- 
staaten der Europäischen Union bei der Strafverfolgung 
Kompetenzkonflikte aufgetreten sind oder wahrscheinlich 
auftreten werden. Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 7 
Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses um. Der Eurojust- 
Beschluss macht keine näheren Angaben dazu, welcherart 
die Kompetenzkonflikte (auch die englische Textfassung 
verwendet den Plural „conflicts“) oder wie wahrscheinlich 
(englischer Text: „likely to arise“) künftige Kompetenz- 
konflikte sein müssen, um eine Unterrichtungspflicht auszu- 
lösen. Das nationale Recht übernimmt den Wortgebrauch 
des Eurojust-Beschlusses in dem Verständnis, dass Eurojust 
über alle relevanten Kompetenzkonflikte zu informieren ist. 
Selbst bei einmaligen Vorfällen kann eine Unterrichtung 
sachgerecht sein, um Eurojust gegebenenfalls in die Lage zu 
versetzen, Vermittlungsversuche zu unternehmen. Die Ge- 
setzesformulierung lässt hierfür den notwendigen Spiel- 
raum. Die Auslegung der Norm kann im Interesse einer ef- 
fektiven grenzüberschreitenden Strafverfolgung im Geiste 
des Eurojust-Beschlusses der Rechtspraxis überlassen blei- 
ben. Zu der Frage, was unter einem (positiven) Kompetenz- 
kontlikt zu verstehen ist, können die europarechtlichen Vor- 
gaben aus dem Rahmenbeschluss 2009/948/Jl des Rates 
vom 30. November 2009 zur Vermeidung und Beilegung 
von Kompetenzkontlikten in Strafverfahren herangezogen 
werden (ABI. L 328 vom 15.12.2009, S. 42). Erwägungs- 
grund Nummer 14 dieses Rahmenbeschlusses nimmt aus- 
drücklich auf Artikel 13 Absatz 7 Buchstabe a des Eurojust- 
Beschlusses Bezug. Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 verzichtet 
auf die Festlegung, zu welchem Zeitpunkt die Unterrichtung 
vorzunehmen ist. Das entspricht den europarechtlichen 
Vorgaben: Wie bei allen Unterrichtungspflichten nach 
Artikel 13 Absatz 7 fehlen auch in Artikel 13 Absatz 7 
Buchstabe a des Eurojust-Beschlusses Festlegungen hierzu. 
Dem gesamten § 6 EJG liegt aber das Verständnis zugrunde, 
dass jedwede Unterrichtungspflicht von den deutschen 
Strafverfolgungsbehörden ohne urmötige Verzögerung er- 
folgt, s. Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Der 
Umfang der mitzuteilenden Informationen ergibt sich - wie 
bei sämtlichen Informationspflichten nach Artikel 13 des 
Eurojust-Beschlusses - aus dem Anhang zum Eurojust-Be- 
schluss, auf den in § 6 Absatz 1 Satz 4 EJG ausdrücklich 
Bezug genommen wird. 

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 ist das nationale Mitglied 
über kontrollierte Lieferungen zu unterrichten, die min- 
destens drei Staaten betreffen, von denen zwei Mitglied- 
staaten der Europäischen Union sind. Die Vorschrift setzt 
Artikel 13 Absatz 7 Buchstabe b des Eurojust-Beschlusses 
um. Zu Umfang und Zeitpunkt der mitzuteilenden Informa- 
tionen wird auf die vorstehenden Ausführungen verwiesen. 

Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ist das nationale Mitglied 
über wiederholt auftretende Schwierigkeiten oder Weige- 
rungen zu unterrichten, die bei der Erledigung von Ersuchen 
auftreten. Die Vorschrift setzt Artikel 1 3 Absatz 7 Buch- 
stabe c des Eurojust-Beschlusses um. Vorgaben dazu, was 
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unter dem Begriff der „wiederholt auftretenden Schwierig- 
keiten“ zu verstehen ist, macht der Eurojust-Beschluss 
nicht. Das nationale Recht übernimmt die Formulierung des 
Eurojust-Beschlusses im dem Verständnis, dass in der Regel 
mehr als zwei Problemfalle erforderlich sein werden, um 
die Unterrichtungspflicht auszulösen. Aber schon bei ein- 
maligen Vorkommnissen kann eine Unterrichtung von Eu- 
rojust sachgerecht sein. Das nationale Recht verzichtet des- 
halb auch hier auf konkretisierende Vorgaben und überlässt 
die Auslegung der Norm im Interesse einer effektiven 
grenzüberschreitenden Strafverfolgung im Geiste des Euro- 
just-Beschlusses der Rechtspraxis. Zu Umfang und Zeit- 
punkt der mitzuteilenden Infonnationen wird auf die vorste- 
henden Ausführungen verwiesen. 

Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz sieht - wie im bereits gel- 
tenden Recht - vor, dass die Unterrichtung in der Regel 
durch die sachleitende Staatsanwaltschaft erfolgt. Der neu 
angefügte zweite Halbsatz von Satz 2 greift die klarstel- 
lende Regelung aus Artikel 13 Absatz 2 des Eurojust-Be- 
schlusses auf, wonach die Informationsübermittlung an Eu- 
rojust nur dann als ein Ersuchen um Tätigwerden von Euro- 
just zu werten ist, weim dies von der übermittelnden Be- 
hörde ausdrücklich angegeben wird. 

Absatz 1 Satz 3 ermöglicht, dass die Unterrichtung von Eu- 
rojust nicht unmittelbar durch die Staatsanwaltschaft selbst 
erfolgen muss, sondern auch über die zuständige nationale 
Eurojust-Anlaufstelle oder das Bundesamt für Justiz erfol- 
gen kaim. Sofern das Bundesamt der Justiz eingebunden 
wird, darf es die nach § 6 erhaltenen Daten nur zwecks 
Übermittlung an Eurojust speichern. Die Bedingungen, un- 
ter denen das Bundesamt für Justiz die Daten speichern darf, 
wären im Einzelnen durch Rechtsverordnung auf der Grund- 
lage von § 7 EJG zu regeln. Absatz 1 Satz 3 ist nicht als Vor- 
festlegung auf einen bestimmten Übermittlungsweg zu se- 
hen. Die Datenübermittlung an Eurojust soll in Absprache 
mit den Ländern vielmehr unmittelbar durch die Strafverfol- 
gungsbehörden und also nicht über das BfJ erfolgen. Ob die 
zuständigen Staatsanwaltschaften dabei ihre Generalstaats- 
anwaltschaften bzw. die dort angesiedelten EJN- Anlaufstel- 
len einbinden, entscheiden die Länder jeweils selbst. Die 
Regelung in Absatz 1 Satz 3 erfolgt insoweit nur vorsorglich 
mit Blick darauf, dass sich der Übermittlungsweg aufgrund 
von praktischen Erfahrungen später gegebenenfalls noch 
einmal ändern könnte. Damit ist sichergestellt, dass eine 
mögliche Einbindung der Generalstaatsanwaltschaften oder 
des Bundesamts für Justiz gesetzlich verankert ist. Die Ein- 
zelheiten müssten auf der Grundlage von § 7 EJG in einer 
Rechtsverordnung geregelt werden. 

Absatz 1 Satz 4 sieht in Umsetzung von Artikel 1 3 Ab- 
satz 10 des Eurojust-Beschlusses vor, dass die Informatio- 
nen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 bis 6 
bestimmte Mindestangaben enthalten sollen, die im Anhang 
zum Eurojust-Beschluss aufgeführt sind. Die Informations- 
pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bleibt hiervon aus- 
genommen, da sie nicht auf Artikel 13 Absatz 5, 6 oder 7 
zurückgeht, und es hier also keine europarechtliche Ver- 
pflichtung gibt, bestimmte Informationen zu übermitteln. 
Die im Anhang aufgeführten Informationen müssen nur 
übennitteh werden, soweit sie verfügbar sind. Das ent- 
spricht den Vorgaben des Eurojust-Beschlusses. Die engli- 
sche Sprachfassung von Artikel 13 Absatz 10 des Eurojust- 


Beschlusses („. . .shall at least include, where available, . . .“) 
ist insoweit klarer als der deutsche Text („müssen gegebe- 
nenfalls mindestens . . . umfassen“). Die Liste im Anhang 
soll schon aufgrund ihres Umfangs nicht in den Gesetzes- 
text übernommen werden. Das Bundesamt für Justiz plant, 
gemeinsam mit den Landesjustizverwaltungen ein elektro- 
nisch ausfüllbares Formular zu entwickeln. Zudem könnte 
der Anhang in den RiVASt abgedruckt werden. 

Vorgaben dazu, in welcher Sprache und in welcher Form die 
Informationen von den deutschen Strafverfolgungsbehörden 
an Eurojust zu übermitteln sind, enthält der Eurojust-Be- 
schluss nicht. Artikel 13 Absatz 11 des Eurojust-Beschlus- 
ses verlangt zwar eine Übermittlung der Informationen in 
„strukturierter Weise“, sieht dazu aber keine Detailangaben 
vor. Im EJG sollen dazu ebenfalls keine Vorgaben gemacht 
werden. Festlegungen dazu werden in Absprache mit den 
Ländern getroffen, die sich bereits einhellig für eine Über- 
mittlung in deutscher Sprache ausgesprochen haben. 

Absatz 2 setzt die Ausnahmeregelung zur Unterrichtungs- 
pflicht um, die Artikel 1 3 Absatz 8 des Eurojust-Beschlus- 
ses vorsieht, und bezieht dabei unter Beibehaltung der bis- 
herigen Rechtslage auch die Unterrichtungspfhcht nach 
Absatz 1 Satz 1 Nunrmer 2 mit ein, s. dortige Begründung. 
Es besteht keine Verpflichtung zur Unterrichtung des natio- 
nalen Mitglieds durch die zuständigen nationalen Behörden, 
wenn dadurch wesentliche nationale Sicherheitsinteressen 
oder die Sicherheit von Personen gefährdet würden. 

Absatz 3 hat klarstellende Funktion. Die Regelung über- 
nimmt den Inhalt von Artikel 1 3 Absatz 9 des Eurojust-Be- 
schlusses in das nationale Recht. 

Absatz 4 erklärt im Interesse einer grundrechtsschonenden 
Umsetzung des Eurojust-Beschlusses § 4 Absatz 5 EJG für 
entsprechend anwendbar. Die Regelung erfolgt auch mit 
Blick darauf, dass bei Eurojust Informationen vermengt 
werden könnten. So kann auf eine Spontaninfonnation, die 
deutsche Behörden auf der Grundlage von § 4 EJG vorge- 
nommen haben, später eine Fallkonstellation im Sinne von 
§ 6 EJG folgen. Dadurch könnte unklar sein, ob Daten nach 
§ 4 oder § 6 EJG übennitteh wurden. Darüber hinaus wird 
durch die entsprechende Anwendung von § 4 Absatz 5 
Satz 2 und 3 sichergestellt, dass Daten, die von den deut- 
schen Strafverfolgungsbehörden an Eurojust übermittelt 
werden, bei Bedarf konigiert oder aktualisiert werden. Dies 
ist jedoch nicht im Sinne einer fortlaufenden Untenich- 
tungspfhcht der deutschen Ermittlungsbehörden zu verste- 
hen, die im Übrigen fehleranfällig wäre. So werden bei- 
spielsweise Änderungen im Laufe des Verfahrens bezüglich 
des Tatvorwurfs, eine Einstellung zu einzelnen Delikten 
oder Änderungen im Tatsächlichen regelmäßig nicht an Eu- 
rojust mitzuteilen sein. Hier wird es üblicherweise ausrei- 
chen, den Ausgang des Verfahrens mitzuteilen. Ergibt sich 
jedoch, dass eine Person, zu der Daten an Eurojust übennit- 
teh wurden, zwischenzeitlich nicht mehr der Beteiligung an 
einer Straftat verdächtig ist, ist dies mitzuteilen. 

Zu Nummer 9 (Änderung des § 7 - Nationale Anlauf- 
stellen und Festlegung von Befugnissen) 

ln Absatz 1 Satz 1 wird eine Legaldefinition der Eurojust- 
Anlaufstellen eingefügt. Die weitere Änderung in Satz 1 ist 
redaktioneller Art; sie beruht auf der Änderung von § 3 EJG. 
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Absatz 1 Satz 2 wird durch die ausdrückliche Nennung des 
Bundesamts für Justiz ergänzt, das neben den EJN-Kontakt- 
stellen der Länder als nationale Eurojust-Anlaufstelle be- 
nannt werden soll, vgl. hierzu die Anmerkungen zu 
Artikel 12 im Allgemeinen Teil der Begründung. Die Be- 
nennung der nationalen Anlaufstellen für Eurojust im Sinne 
von Artikel 12 Absatz 1 des Eurojust-Beschlusses soll im 
Verordnungswege auf der Grundlage von § 7 EJG erfolgen. 

Außerdem erfolgt eine rechtsformliche Ergänzung, weil die 
Gemeinsame Maßnahme 98/428/Jl vom 29. Juni 1998 zur 
Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes durch 
Artikel 14 des Beschlusses 2008/976/Jl des Rates vom 
16. Dezember 2008 über das Europäische Justizielle Netz 
(ABI. 348 vom 24.12.2008, S. 130) aufgehoben wurde. Et- 
waige künftige Änderungen bei den deutschen EJN-Kon- 
taktstellen erfolgen auf der Grundlage des EJN-Beschlusses 
vom Dezember 2008. Der Begriff „EJN-Beschluss“ wird 
gesetzlich definiert. 

Die Änderung in Absatz 2 ist redaktioneller Art. 

Zu Nummer 10 (Änderung des § 9 - Gemeinsame Kon- 
trollinstanz) 

Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 hat klarstellende Funktion; 
sie erfolgt im Gleichklang mit der Änderung in § 1 Absatz 2 
Satz 3 EJG. Es wird klargestellt, dass nicht nur eine einma- 
lige, sondern auch die mehrfache Wiederbenennung des 
deutschen Mitglieds in der gemeinsamen Kontrollinstanz 
möglich ist. 

Zu Nummer 11 (Änderung des § 12 - Tätigwerden 

des nationalen Mitglieds nach Artikel 26a 
Absatz 9 des Eurojust-Beschlusses) 

In der Überschrift sowie in Absätzen 1 , 2 und 5 erfolgen re- 
daktionelle Anpassungen, die auf die Neufassung von 
Artikel 27 des Eurojust-Beschlusses zurückgehen. 

Zu Nummer 12 (Änderung des § 14 - Europäisches Justi- 
zielles Netz in Strafsachen) 

Mit der Regelung in § 14 Absatz 1 EJG wird - in Anleh- 
nung an die parallele Regelung zu dem Eurojust-Beschluss 
in § 13 EJG - klargestellt, dass der Beschluss über das 
Europäische Justizielle Netz in Strafsachen Anwendung fin- 
det. Der Begriff „EJN-Beschluss“ wird bereits in § 7 Ab- 
satz 1 Satz 2 EJG gesetzlich definiert. 

Absatz 2 Satz 1 sieht vor, dass für den Bund neben dem Ge- 
neralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof auch das Bun- 


desamt für Justiz als Kontaktstelle im Sinne des EJN-Be- 
schlusses tätig wird. In § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe c 
des Gesetzes über die Errichtung des Bundesamts für Justiz 
wird die Ausübung dieser Aufgabe durch das Bundesamt 
bereits vorausgesetzt. Eine ausdrückliche Kompetenzrege- 
lung erscheint mit Blick auf die gewachsene Bedeutung des 
EJN sachgerecht. Auch damit erfolgt eine Formalisierung 
des EJN, die aufgrund seiner gestiegenen Bedeutung und 
der stärkeren Vernetzung mit Eurojust gerechtfertigt ist. Die 
Länder bestimmen ihre jeweiligen Kontaktstellen aus dem 
Kreis der Strafverfolgungsbehörden. Bisher nehmen die 
Generalstaatsanwaltschaften diese Aufgabe wahr. Die Be- 
nermung durch die Länder kann im Verordnungswege oder 
auf andere geeignete Weise geschehen, z. B. durch All- 
gemeinverfügung. Gesetzliche Vorgaben dazu sind nicht er- 
forderlich. 

Das Bundesministerium der Justiz benennt aus dem Kreis 
der deutschen EJN-Kontaktstellen die nationale und die 
technische Anlaufstelle für das Europäische Justizielle Netz 
in Strafsachen. Die Beneimung erfolgt im Einvernehmen 
mit den Kontaktstellen. Änderungen der Benennung sind 
- ebenfalls im Einvernehmen mit den Kontaktstellen - je- 
derzeit möglich. Es ist geplant, die nationale Anlaufstelle in 
Deutschland auf Zeit zu bestimmen, so dass die Funktion 
von verschiedenen EJN-Kontaktstellen wahrgenommen 
werden kann. Das Verfahren hierzu muss nicht gesetzlich 
geregelt werden. Es kaim unter den Kontaktstellen und mit 
dem Bundesministerium der Justiz einvemehmlich festge- 
legt werden. 

Absatz 3 enthält eine Ermächtigung für die Länder, die Auf- 
gaben der EJN-Kontaktstelle einer Landesbehörde zuzu- 
weisen. Auf eine Vorgabe, dass dies durch eine Rechtsver- 
ordnung erfolgen muss, wird im Gesetz verzichtet. Sub- 
delegation und Zuständigkeitsbestimmungen werden in den 
einzelnen Bundesländern auf unterschiedliche Weise vorge- 
nommen. Zum Teil geschieht dies aus Gründen der Flexibi- 
lität durch Allgemeinverfügungen. Da sich das EJN bisher 
fomilos konstituiert hat, soll eine gewisse Flexibilität erhal- 
ten bleiben und darauf verzichtet werden, die Form der Auf- 
gabenzuweisung verbindlich vorzugeben. Die Ermächti- 
gung nach Satz 1 kann von den Landesregierungen auf eine 
oberste Landesbehörde übertragen werden. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Das 
Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
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